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1. Mitteilungen

Gluckwinsche

Ratsprasident Gerhard Fischer: Am 5. Oktober 2010 sind unser Rats-
kollege Stefan Krebs und seine Ehefrau Gabriela glickliche Eltern
eines gesunden Sohns geworden. Er hort auf den Namen Remo Pascal
und bereitet seinen Eltern gemeinsam mit seinem Schwesterchen nun
seit 20 Tagen gleich doppelte Freude.

Ich gratuliere der Familie Krebs herzlich zu diesem schdnen Ereignis.
Der flauschige Zirileu soll unsere herzlichen Gluckwinsche auch ins
familiare Heim nach Pfaffikon tragen. (Applaus.)

4. Kantonales Burgerrechtsgesetz (KBUG)
Bericht und Antrag des Regierungsrates vom 18. November 2009 und
geénderter Antrag der STGK vom 17. September 2010, 4646a

Fortsetzung der Beratungen.
84 Abs. 3

Minderheitsantrag zu Abs. 3 und Abs. 4 (neu) von Hans Heinrich
Raths, Regula Kuhn in Vertretung von Ernst Meyer, Heinz Kyburz,
Ursula Moor-Schwarz und Rolf Zimmermann

3 Fur die Anrechnung der Wohnsitzdauer gelten ausschliesslich die
Jahre im Besitz der Aufenthaltsbewilligung (Ausweis B) und der Nie-
derlassungsbewilligung (Ausweis C).

* Der Begriff des Wohnsitzes richtet sich im Ubrigen nach dem Biir-
gerrechtsgesetz des Bundes.

Rolf Steiner (SP, Dietikon): Es geht in diesem Abschnitt darum, wel-
che Kategorien von Aufenthalt dazu geeignet sind, mitgerechnet zu
werden, wenn die Aufenthaltsjahre in der Schweiz berechnet werden;
die Frist also, die dazu bendtigt wird, dass man berhaupt ein Einbdir-
gerungsgesuch stellen kann. Da ist der VVorschlag des Regierungsrates,
den auch wir unterstltzen und somit den Minderheitsantrag ablehnen,
dass man sich an die Bundesgesetzgebung halt und nicht eine beson-
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dere Losung fur den Kanton Zirich findet. Es ist auch nicht einzuse-
hen, weshalb die Aufenthaltsjahre, in denen man noch keine Aufent-
halts- oder Niederlassungsbewilligung hatte, wo man also noch nicht
die Bewilligungen B oder C bekommen hatte, fir die Integration we-
niger beigetragen haben sollen, als diejenigen zum Beispiel im Status
des vorladufig Aufgenommenseins, nachdem man also Asylsuchender
war, dieses Gesuch aber nicht bewilligt bekommen hat, dass man aber
trotzdem hier bleiben kann, weil eine Rickkehr ins Ursprungsland
nicht moglich ist. Gerade diese Leute haben zwar vielleicht immer
einen gepackten Koffer, weil die Rickfuhrung in dieses Land immer
noch droht, aber sie bemihen sich gerade besonders, hier heimisch zu
werden und sich an die hiesigen Bedingungen anzupassen. Es ist also
reine Schikane und Populismus, wenn man fir diese Jahre quasi kei-
nen Bonus bekommt, wenn man dann irgendwann einmal ein Einbdr-
gerungsgesuch stellen kann.

Deshalb lehnen wir den Minderheitsantrag ab und empfehlen den An-
trag der Regierung.

Hans Heinrich Raths (SVP, Pfaffikon): Ich habe schon dazu gespro-
chen. Ich wiederhole aber gerne noch einmal die Einladung, unserem
Minderheitsantrag zuzustimmen.

Regierungsrat Markus Notter: Wir haben in der Kommission intensiv
uber diesen Antrag diskutiert und haben auch aufgezeigt, was er fur
Konsequenzen hatte, wenn, wie die Minderheit méchte, nur noch die
Wohnsitzdauer angerechnet wiirde, wahrend der Zeit, in der man eine
Aufenthaltsbewilligung oder eine Niederlassungsbewilligung hatte.
Dann wurden die Fristen Giberlang werden. Wir haben aufgezeigt, dass
es 20 und mehr Jahre dauern kann, bis jemand berhaupt eingebirgert
werden kann in besonderen Umstanden. Das scheint uns nicht ange-
messen zu sein. Das wirde wirklich dazu fiihren, dass wir einzelne
Einburgerungsbewerberinnen und -bewerber in einer Art und Weise
schlechter stellen wiirden, die sachlich nicht gerechtfertigt ist. Die
Konsequenzen waéren fiir einzelne Wenige tberaus hart, ohne dass es
einen inhaltlichen Grund gibt, nur weil sie ber eine langere Zeit, in
der sie in der Schweiz waren, nicht tber diese beiden Bewilligungs-
formen verfiigten.

Ich bitte Sie also, diesen Antrag in Ubereinstimmung mit Ihrer Kom-
missionsmehrheit abzulehnen.
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Abstimmung

Der Minderheitsantrag Hans Heinrich Raths wird dem Antrag
der Kommission gegenubergestellt. Der Kantonsrat stimmt mit
93 : 56 Stimmen bei 0 Enthaltungen dem Antrag der Kommission
Zu.

Keine weiteren Bemerkungen; genehmigt.
§5Abs. 1

Katharina Kull (FDP, Zollikon), Prasidentin der Kommission fir
Staat und Gemeinden (STGK): Die Kommission hat in Paragraf 5 drei
Anderungen vorgenommen. Ich spreche gleich zu allen.

In Absatz 1 geht es um die Anforderungen flr die Integration. Mit der
neuen Formulierung, dass die Gesuchsteller wenigstens die Anforde-
rungen gemass litera a bis d erfillen missen, mdchten wir deutlich
machen, dass diese als Mindestanforderungen betrachtet werden, die
vollumféanglich erfillt und nicht unterschritten werden durfen.

In der Ergédnzung in Absatz 1 litera ¢ geht es um die Kenntnisse der
deutschen Sprache. Bei einer Einbirgerung sollen die sprachlichen
Anforderungen hoher angesetzt sein als bei Personen, die sich hier
lediglich aufhalten. Somit sollen die Anforderungen explizit schrift-
lich und mundlich definiert sein und nicht nur angemessene Kenntnis-
se der deutschen Sprache beinhalten, wie dies die urspriingliche Re-
gierungsformulierung vorsah. Das Integrationsgesetz zum Beispiel
wirde nur mundliche Kenntnisse in deutscher Sprache verlangen, um
sich hier im Alltag zurechtzufinden und zu verstandigen.

In Absatz 2 geht es um die Genehmigung der Verordnung durch den
Kantonsrat. Der Regierungsrat regelt laut Absatz 2 in der Verordnung
die entsprechenden Mindestanforderungen an mindliche und schriftli-
che Sprachkenntnisse sowie an staatspolitisches Wissen. Diese wich-
tigen Vernehmlassungsbestimmungen maochte die Mehrheit der
Kommission durch den Kantonsrat genehmigt wissen. Ich verweise
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hierzu auch auf Paragraf 21 und Paragraf 24, die vorsehen, dass die
ganze Verordnung zu diesem Gesetz der Genehmigung durch den
Kantonsrat unterliegt.

Abs. 2

Ratsprasident Gerhard Fischer: Der Minderheitsantrag von Benedikt
Gschwind, Zurich, wurde zurlickgezogen. Es besteht noch der Min-
derheitsantrag von Ruedi Lais, Wallisellen, und Mitunterzeichnende.

Minderheitsantrag zu Abs. 2 von Ruedi Lais, Benedikt Gschwind
und Rolf Steiner in Vertretung von Jorge Serra

2 Friihere Sprachtests, die geméss vergleichbarer Gesetze nétig sind,
werden anerkannt. Im Weiteren sind die sprachlichen Anforderungen
gentigena, wenn eine Versténdigung im Alltagsleben mdglich ist. Die
Anforderungen an die Kenntnisse gemass Abs. 1 Iit. ¢ und d sowie das
Verfahren ihres Nachweises regelt der Regierungsrat in der \erorad-
nung.

Katharina Kull (FDP, Zollikon), Présidentin der STGK: Diese Be-
stimmung des Minderheitsantrags ist unnotig. Wenn eine Person fru-
her bereits Sprachtests gemacht hat und entsprechende Sprachkennt-
nisse hat, kann sie dies belegen. Es kommt auch im Gesprach zum
Ausdruck und wird selbstverstandlich beriicksichtigt. Die verlangten
Sprachkenntnisse werden aufgrund des europdischen Referenzrah-
mens vorgegeben. Der Kanton Zrich orientiert sich dabei an den
Empfehlungen des Bundesamtes fir Migration.

Ruedi Lais (5P, Wallisellen): VVor zwel bis drei Jahren geriet ein Ein-
birgerungskandidat aus dem Zircher Unterland in die nationalen Me-
dien, nicht wegen des Fluglarms, sondern weil er gegen den obligato-
rischen Sprachkurs vor der Einbiirgerung rekurrierte. Der Clou an die-
ser Geschichte: Der Mann war deutscher Staatsbirger und hatte seine
Schulzeit im Kanton Zirich absolviert. Deutschkenntnisse sind selbst-
verstandlich unerlasslich, wenn man im Kanton Zirich leben, arbei-
ten, sich integrieren und an der Demokratie teilnehmen will. Zu letzte-
rem waére allerdings zu ergénzen, dass es ganz viele Schweizer Birge-
rinnen und Burger gibt, die nicht Deutsch kdnnen. Sie sind vielleicht
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erst vor kurzem aus einem anderen Sprachgebiet im In- oder Ausland
zugezogen. Wir unterstutzen also die Anforderung an die Gesuchstel-
ler, ein in der Verordnung zu definierendes Niveau von Deutsch-
kenntnissen nachzuweisen.

Hier die Verbindung zur Frage der Genehmigungspflicht der Verord-
nung: Wir sind dafiir, dass der Regierungsrat abschliessend diese Ma-
terie in einer Verordnung regelt und nicht der Kantonsrat diese zu ge-
nehmigen hat. Auch wenn die Regierung in diesem Fall glaubt, es sei
verfassungskonform, dass der Kantonsrat eine Verordnung genehmigt,
sind wir doch der Meinung — ich glaube, der Herr Justizdirektor ist
auch dieser Meinung —, dass es keinen Sinn macht, dass diese Verord-
nung noch in den Kantonsrat kommt. Als Ersatz fur diese fehlende
Genehmigungspflicht méchten wir aber der Regierung Vorgaben er-
teilen, was in dieser Verordnung zu stehen hat. Da ist es klar. Es geht
um die Sprachtests geméass dem Niveau des Europarates. Das Niveau
heisst A2. Das ist Ubrigens gar nicht notwendig, dass wir das regeln.
Auch im eidgendssischen Auslénderrecht ist bereits bei der Erteilung
der Niederlassungsbewilligung dieses Niveau A2 in Artikel 62 der
Verordnung zum Ausléndergesetz festgeschrieben. Es ist zu erwarten,
dass viele Einwanderungslander in Zukunft in ganz Europa Aufenthalt
oder Niederlassung von Sprachtests abhéngig machen, die bereits im
Heimatland absolviert werden missen. Genau auf solche zukinftigen
Entwicklungen geht unser Antrag ein. Wir glauben, dass ibergeordne-
tes Recht in Zukunft viele Leute dazu bringen wird, solche Sprachtests
zu absolvieren. Sie werden mit solchen Sprachtests anriicken. Dann ist
es nicht mehr notwendig, dass im Kanton Zirich der Sprachtest noch
einmal gemacht wird.

Im Zuge der Praxis werden sehr viele Gemeinden das nattrlich be-
ricksichtigen. Es wird aber auch Gemeinden haben, die vom Geist
beseelt sind, wie er hier auf der gegentberliegenden Seite vor sich
hindampft. Dieser Geist sagt, wir missen die Hirden so hoch wie
maoglich schrauben. Was das konkret heisst, hat gerade die Stadt B-
lach letzthin verdffentlicht. Dort kostet namlich fiir ein Ehepaar eine
Einburgerung bereits wieder 2550 Franken gestutzt auf die Bestim-
mung im Bundesrecht, dass es kostendeckende Geblhren gibt. Wenn
man nun den Aufwand fur die Tests und die Kurse und alle Abklarun-
gen inklusive Polizeibesuch am Morgen friih zu Hause in Rechnung
stellt, dann kommt man nattrlich wieder auf mehrere Tausend Fran-
ken. Dann ist die frihere abschreckende Wirkung der Einbirgerungs-
geblhr wieder erreicht. Das wollen wir nicht. Wir wollen auch keine
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grosse Burokratie aufziehen, eine sogenannte Einbiirgerungsindustrie
wirde ich sagen, wenn ich auf der gegenlberliegenden Seite sprechen
wirde. Diese Einblrgerungsindustrie, die dann mit den Sprachkursen
und -tests ein Business aufzieht, die wollen wir so klein wie mdglich
halten. Wir wollen es so einfach wie mdglich halten. Deshalb der An-
trag, dass friihere Sprachtests im Rahmen des Auslandergesetzes auf
eidgendssischer Ebene in Zukunft vielleicht auch gemadss der Verord-
nung zur Integration auf eidgendssischer Ebene, dass alle diese Tests,
die den Leuten dort zum Teil auferlegt werden kénnten, im Einburge-
rungsverfahren im Normalfall akzeptiert sein sollen. Das soll erledigt
sein, sodass die Gemeinde keine Mdglichkeit hat, diese Leute mittels
zusatzlicher Tests noch zu schikanieren und ihnen tbermassige Kos-
ten aufzuerlegen.

Deshalb bitte ich Sie, unserem Antrag zuzustimmen.

Ursula Moor (SVP, Hori): Die Beherrschung der Sprache ist nicht nur
ein Zeichen fir Integration, sondern auch deren Voraussetzung. Kann
man sich nicht verstandigen, so kann man sich auch nicht integrieren.
Die in Paragraf 5 Absatz 1 genannten Kriterien sind als Mindestanfor-
derung zu verstehen, das heisst die Kandidaten haben tber angemes-
sene mundliche und schriftliche Kenntnisse der deutschen Sprache zu
verfligen, denn fir die Ausubung der Blrgerrechte und -pflichten ist
die Fahigkeit, Lesen und Schreiben zu koénnen, eine zwingende Vor-
aussetzung. Ich frage Sie, wie soll jemand eigenstandig abstimmen
und wahlen, wenn er die Stimmunterlagen nicht lesen kann. Die Ge-
meinden sollen die Sprachprufungen weiterhin selbst und nicht ausge-
lagert nach einem européischen Referenzrahmen durchfiihren. Der
Ermessensspielraum der Gemeinden soll beibehalten und so gross wie
maoglich sein. Die entsprechenden Bestimmungen sollen durch den
Kantonsrat genehmigt werden. So hat auch die Kommissionsmehrheit
entschieden.

Lehnen Sie deshalb den Minderheitsantrag ab. Unterstltzen Sie den
Mehrheitsantrag der Kommission.
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Martin Farner (FDP, Oberstammheim): Eine gesuchstellende Person
muss integriert sein. Das setzt gewisse Punkte voraus, wie in die
schweizerischen und Ortlichen Verhéltnisse eingegliedert zu sein und
mit den Verhéltnissen in der Schweiz und im Kanton und in der Ge-
meinde vertraut zu sein sowie (ber angemessene mindliche und
schriftliche Kenntnisse der deutschen Sprache zu verfiigen. Weiter
muss sie Uber Grundkenntnisse der gesellschaftlichen und politischen
Verhéltnisse in der Schweiz, im Kanton und in den Gemeinden verfi-
gen. In Absatz 2 ist zu lesen: «Der Regierungsrat regelt in der Verord-
nung die Mindestanforderungen an die Kenntnisse gemass Absatz 1
litera ¢ und d sowie das Verfahren ihres Nachweises auf die Sprache
bezogen.» Dass die entsprechenden Bestimmungen in der Verordnung
der Genehmigung durch den Kantonsrat unterliegen, macht Sinn. Hier
werden ganz wichtige Anforderungen festgelegt, ndmlich das Niveau
der geforderten Sprachkenntnisse, die man zu hoch oder zu tief ein-
schatzen kann. Das ist ein politischer Akt, wie hoch man die Hirden
stellen will. Es ist deshalb nichts als richtig, Verordnungsinhalte von
grosser politischer Reichweite dem Kantonsrat zur Genehmigung zu
unterbreiten.

Die FDP lehnt deshalb den Minderheitsantrag von SP und Griinen ab.
Den Minderheitsantrag von SP und Griinen, wonach friihere Sprach-
tests, die gemaéss vergleichbarer Gesetze notig sind, anerkannt werden,
lehnen wir ebenfalls ab. Es reicht nicht, dass die sprachlichen Anfor-
derungen genugend sind, wenn eine Verstandigung im Alltagsleben
maoglich ist. Leider ist das Leben in den letzten Jahren und Jahrzehn-
ten nicht einfacher geworden, sondern komplizierter. Dagegen k&mpft
auch die FDP mit der Blrokratie-Initiative. Fir das Verstandnis diver-
ser Regelungen, auch Gesetzen, reicht dieses Niveau nicht. Wir haben
hohere Anforderungen an die Sprachkenntnisse und sind gespannt auf
die Vorschlage des Regierungsrates in der Verordnung, die dem Kan-
tonsrat vorgelegt werden muss.

Wir werden den Minderheitsantrag ablehnen.

Regierungsrat Markus Notter: Zuerst zur Frage Mindestanforderung
und auch die neue Formulierung in Absatz 1: Hier hat die Prasidentin
bereits darauf hingewiesen, dass keine materielle Anderung vorge-
nommen werden wollte. Wer also die Mindestanforderungen erfuillt,
der hat die Anforderungen erfullt und gilt im Sinne von Paragraf 5 als
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integriert. Ich verweise auf das Kommissionsprotokoll Seite 975 und
andere Ausfiihrungen diesbezuglich, damit hier doch Klarheit
herrscht.

Ich sage etwas, das ich auch in meinem Eintretensvotum schon gesagt
habe zur Frage der Genehmigungsbedirftigkeit von Verordnungen.
Ich komme auf diesen Punkt dann noch zuriick in Paragraf 24, wo ei-
ne generelle Genehmigungspflicht vorgesehen wird. Verfassungs-
rechtlich ist eine Genehmigungspflicht fir die Verordnung im Sinne
von Paragraf 5 Absatz 2 unseres Erachtens nicht ausgeschlossen. Es
geht hier um eine gesetzesvertretende Verordnung, also um Regelun-
gen, die Rechte und Pflichten der Birgerinnen und Burger, der
Rechtsunterworfenen, beinhalten und die das Gesetz ergénzen und
nicht bloss vollziehen. Gleichwohl sind wir der Meinung, dass es kei-
nen Sinn macht, diese Verordnung der Genehmigung durch den Kan-
tonsrat zu unterstellen, da Uberhaupt dieses Instrument eine sehr prob-
lematische Seite hat, indem Verantwortlichkeiten verwischt werden.
Sie kennen den Meccano. Der Regierungsrat erlasst eine Verordnung
oder Bestimmungen bestimmter Verordnungen, die dann vom Kan-
tonsrat nur genehmigt werden kdnnen im Sinne von ja oder nein. Das
ist fr Sie unbefriedigend, wenn Sie mit dem Ergebnis der regierungs-
ratlichen Verordnung nicht einverstanden sind. Sie kdnnen nichts ab-
andern. Sie konnen nur Ja oder Nein sagen. Auf der anderen Seite ist
aber die Verantwortung unklar, weil der Regierungsrat nicht die Ver-
ordnung erlasst, sondern zusammen mit dem Kantonsrat. Wir sollten
auf dieses Instrument generell verzichten.

Deshalb beantrage ich Ihnen, hier den letzten Satz in Paragraf 5 Ab-
satz 2 zu streichen.

Beim Paragrafen 24 ist es wiederum eine andere Angelegenheit. Dort
ist unseres Erachtens dieser Genehmigungsvorbehalt sogar verfas-
sungswidrig. Ich komme aber darauf zuriick.

Zu den Ubrigen Antrédgen &dussere ich mich nicht im Detail. Klar ist,
wer einmal ein Sprachniveau erreicht hat, der hat es erreicht, der muss
nicht wieder neu daftir Belege beibringen. Ob man das im Gesetz aus-
dricklich festhalten will oder nicht, tberlasse ich Ihnen. Es schadet
sicher nicht. Es scheint uns aber auch klar zu sein, dass dies ohnehin
gelten muss.



12396

Abstimmung

Der Minderheitsantrag Ruedi Lais wird dem Antrag der Kom-
mission gegeniibergestellt. Der Kantonsrat lehnt den Minder-
heitsantrag Ruedi Lais mit 95: 66 Stimmen bei 0 Enthaltungen
ab.

§5Abs. 3
Keine Bemerkungen; genehmigt.

§6Abs. 1
Keine Bemerkungen; genehmigt.

§6Abs. 2

Minderheitsantrag von Benedikt Gschwind, Urs Hans, Max
Homberger, Heinz Jauch, Ruedi Lais und Rolf Steiner in Vertre-
tung von Jorge Serra

2 Als Rechtsanspriiche gegen Dritte gemass Abs. 1 lit. a gelten insbe-
sondere Anspriche auf

a. Leistungen der Sozialversicherungen,

b. Unterhaltsleistungen gemass ZGB und Bundesgesetz tiber die ein-
getragene Partnerschaft gleichgeschlechtlicher Paare vom 18. Juni
2004,

c. Leistungen des Kantons an Personen in Ausbildung.

Katharina Kull (FDP, Zollikon), Prasidentin der STGK: Die Kommis-
sionsmehrheit hat beantragt, kein Einblrgerungsgesuch zuzulassen,
wenn Arbeitslosengelder bezogen werden. Arbeitslosengelder spre-
chen nicht dafur, dass sich eine Person wirtschaftlich selbst erhalten
kann. In diesem Fall soll das Gesuch zurlickgestellt werden, bis die
Person wieder eine Stelle gefunden hat und in finanziell besser gesi-
cherten Verhaltnissen lebt.

Der Minderheitsantrag Benedikt Gschwind will den heutigen Status
quo bewahren, das heisst ein Einblrgerungsgesuch kann auch wah-
rend des Bezugs von Arbeitslosengeldern gestellt werden.
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Benedikt Gschwind (SP, Zirich): Wir sprechen jetzt bei Paragraf 6
uber die Definition der wirtschaftlichen Erhaltungsféhigkeit. In der
Vorlage, die im Grundsatz in der Kommission unbestritten ist, heisst
es: Die Voraussetzung fur die wirtschaftliche Erhaltungsfahigkeit ist
erfullt, wenn diese auf absehbare Zeit durch Einkommen, Vermdgen
und Leistungen Dritter, auf die ein Rechtsanspruch besteht, gedeckt
sind. Bei den Leistungen Dritter werden auch die Leistungen der So-
zialversicherungen subsumiert. Das ist ein Grundsatz, zu dem auch die
Kommission steht und zu dem auch wir stehen. Nun hat aber die
Mehrheit der Kommission gesagt, die Sozialversicherungen als
Grundsatz sollen auch dazu gehdren mit Ausnahme der Leistungen
der Arbeitslosenversicherung. Es leuchtet uns nicht ein, wieso jetzt
ausgerechnet bei der Arbeitslosenversicherung eine Ausnahme ge-
macht werden soll. Die Hintergriinde sind die gleichen. Es ist eine
Versicherung. Es besteht, wenn die Voraussetzungen fur den Bezug
von Taggeldern vorliegen, auch ein Rechtsanspruch auf ein Taggeld.
Es ist nicht irgendwie ein Gnadenakt des Staats, dass man allenfalls
noch bei der Sozialhilfe, wobei auch dort die Spielregeln heute relativ
klar sind, einen grossen Ermessensspielraum hatte oder auch dass ein
grosses Missbrauchspotenzial zu beflirchten ist, denn die Regionalen
Arbeitsvermittlungszentren (RAV) sind heute sehr pingelig, was die
Kontrolle der Beziiger von Arbeitslosentaggeldern angeht.

Es geht auch nicht darum, irgendwie eine Strafmassnahme zu machen
gegentiber Beztiger von Arbeitslosengeldern. In den meisten Fallen ist
es so, dass jemand ohne eigenes Verschulden in die Arbeitslosigkeit
gelangt ist, weil zum Beispiel das Unternehmen aus wirtschaftlichen
Grunden Stellen abbauen musste. Nun soll einfach der ganze Prozess
der Einbirgerung, der unter Umstdnden eine ganze Familie betrifft,
blockiert werden. Das kann es nicht sein. Ich denke auch an die Bez-
ger von Taggeldern aus Kurzarbeit. Das sind Leute, die sogar noch im
Erwerbsprozess sind. Aber auch die beziehen Leistungen aus der Ar-
beitslosenversicherung. Auch die mussten dann ihr Einblrgerungsge-
such zurlckstellen. Das kann es nicht sein. Das ist eine reine Schika-
ne, die wir so nicht wollen.

Wir bitten Sie deshalb, dem Antrag des Regierungsrates zu folgen und
auf den Zusatz «mit Ausnahme der Leistungen der Arbeitslosenversi-
cherung» zu verzichten.
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Robert Brunner (Griine, Steinmaur): Ich méchte mehr etwas Allge-
meines zu diesem Thema sagen. Ich habe im Familienarchiv vaterli-
cherseits eine Publikation gefunden, die zu diesem Thema passt: «Da
die hohe Regierung des l6blichen Standes Bern im Dezember 1807
eine Armenordnung errichtet hat, welche solche Bestimmungen ent-
hélt, dass infolge derselben bis zum 30. Brachmonat des Jahres eine
betrachtliche Anzahl dortiger Angehoriger durch Urteil teils in ihrem
Birgerrecht suspendiert, teils desselben verlustig erklart worden sind,
so sieht der Kleine Rat sich in die Notwendigkeit versetzt, gegen die
nachteiligen Folgen, welche von solchen bernerischen, nun heimatlo-
sen Angehorigen fur die Gemeinden des hiesigen Kantons, wo selbige
sich aufhalten, erwachsen kénnen, schitzende Verfiigungen zu treffen.
Derselbe beschliesst deswegen...» Und so weiter und so fort: «ES
wird deswegen allen Gemeinderdten von nun an ernstlich untersagt,
bernerische Angehorige als Ansédssen aufzunehmen, wenn sie ihnen
nicht eine von der Staatskanzlei ausgestellte Niederlassungsbewilli-
gung vorgewiesen und hinterlegt haben. Samstag, 22. Christmonat
1810. Coram Senatum, Kanzlei des Kantons Zurich, Landolt Dritter
Staatsschreiber.»

Ich habe manchmal den Eindruck, dass beim Thema Migranten —
1810 handelte es sich um Berner, jetzt handelt es sich um andere, Sie
konnen da beliebig einsetzen, wen Sie wollen — immer noch der Geist
des Ancien Régime herrscht in diesem Saal. Mein Grossvater mutter-
licherseits hat einen Migrationshintergrund, nicht in die Schweiz. Er
kam in ein Land, wo er die Arbeit annehmen musste, die ihm angebo-
ten wurde. Es gab damals auch Wirtschaftskrisen. Die Arbeit, die er
annahm, war gesundheitsgefahrdend. Er arbeitete in einer Gerberei.
Das hatte dann auch Krankheitsfolgen. Das sind genau die Migranten,
die wir heute auch hier haben, die in harten Berufen arbeiten, die halt
manchmal die Sozialversicherungen brauchen und die halt manchmal
auf der Strasse stehen. Wir leben jetzt im Jahr 2010. Ich bitte Sie
wirklich, diesen Migrantinnen ein bisschen mehr entgegenzukommen.
Sie leisten viel flr diesen Staat und wir sind ihnen zu Dank verpflich-
tet.

Dominique Feuillet (SP, Zirich): Wer nie das harte Brot der Arbeits-
losigkeit gegessen hat, dem fehlt eine schmerzhafte und auch bittere
Lebenserfahrung. Ich mag mich erinnern, als ich vor rund 40 Jahren
ins Erwerbsleben eingetreten bin, da war die Arbeitslosenversicherung
noch freiwillig. Wer wollte, der konnte sich versichern. Die meisten
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Leute waren nicht versichert. Denn wer dachte schon an Arbeitslosig-
keit anfangs der Siebzigerjahre. Als dann die erste Krise Mitte der
Siebzigerjahre Tausende von Arbeitsplatzen kostete, wurde die Ar-
beitslosenversicherung auf Druck der Gewerkschaften zum Obligato-
rium erklart.

Wer gemaéss Paragraf 5 dieses Blrgerrechtsgesetzes in die schweizeri-
schen und 6rtlichen Verhaltnisse eingegliedert ist und wer mit den Le-
bensverhéltnissen und -formen in der Schweiz, im Kanton und in der
Gemeinde vertraut ist — eine Voraussetzung fiir die Einbiirgerung —,
der weiss, dass die Arbeitslosigkeit keine selbst gewahlte Lebensform
ist. Es trifft vor allem die kleinen und die mittleren Einkommen. Es ist
kein Spass, wenn man arbeitslos wird. Man hat aber einen Rechtsan-
spruch auf Taggelder. Dieser Rechtsanspruch wird bei der wirtschaft-
lichen Erhaltungsfahigkeit gefordert. Wer sich wirtschaftlich selber
erhalten kann, der wird eingebdirgert. Zu dieser wirtschaftlichen Erhal-
tungsfahigkeit zahlt auch der Bezug der Taggelder. Es ist eine Ohrfei-
ge fir alle Arbeiterinnen und Arbeiter, fir alle Gewerkschafterinnen
und Gewerkschafter, wenn man den Auslédnderinnen und Auslandern,
die von der Arbeitslosigkeit betroffen sind, das Birgerrecht verwei-
gert. Hinzu kommt, dass die Arbeitslosigkeit in der Regel voriberge-
hend ist und dass die meisten der davon Betroffenen alles mogliche
unternehmen, um dieser Arbeitslosigkeit zu entfliehen.

Dieser Minderheitsantrag ist abzulehnen. Der Antrag des Regierungs-
rates ist zu unterstutzen.

Rolf Zimmermann (SVP, Zumikon): Bei diesem Paragrafen 6, wirt-
schaftliche Erhaltungsfahigkeit, muss der Grundsatz sein, dass ein
Birgerrechtsbewerber seine Lebenskosten und Unterhaltsverpflich-
tungen durch Erwerbseinkommen, sprich Lohn, Gehalt oder Vermo-
gen finanzieren kann. Wenn als Leistungen Dritter, auf die ein
Rechtsanspruch besteht, auch die Arbeitslosenversicherung zéhlt, so
wie es der Minderheitsantrag will, dann kénnen wir auf den gesamten
Paragrafen 6 verzichten. Der Paragraf 6 beginnt doch so, dass die ge-
suchstellende Person in der Lage sein muss, fir sich und ihre Familie
aufzukommen und nicht der Staat. Der Birgerrechtsbewerber muss in
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der Lage sein, fur sich und seine Familie aufzukommen. Die wirt-
schaftliche Erhaltungsfahigkeit in unserem Sinne verstanden und Ar-
beitslosengelder sind doch ein totaler Widerspruch.

Ich bitte Sie, den Minderheitsantrag, der die Arbeitslosengelder mit
einbeziehen will, deutlich abzulehnen.

Martin Farner (FDP, Oberstammheim): Eine gesuchstellende Person
muss grundsatzlich in der Lage sein, fir sich und die Familie aufzu-
kommen. Leistungen der Sozialversicherungen kénnen als Vorausset-
zung zur wirtschaftlichen Erhaltungsfahigkeit anerkannt werden mit
Ausnahme des Bezugs von Arbeitslosengeldern.

Eine Minderheit will den Bezug von Arbeitslosengeldern anrechnen.
Die FDP will hier bewusst eine hthere Hirde setzen und lehnt deshalb
den Minderheitsantrag ab — gerade ab, Robert Brunner, weil wir im
Jahr 2010 leben.

Heinz Jauch (EVP, Dubendorf): Ich weise darauf hin, dass sich in der
a-Vorlage ein kleiner Fehler eingeschlichen hat. Ich habe auch Gele-
genheit gehabt, an der letzten STGK-Sitzung darauf hinzuweisen.
Mein Name ist bei den Mitunterzeichnern des Minderheitsantrags auf-
gefihrt, was nicht korrekt ist. Ich habe in der Kommission fiir die
Mehrheit gestimmt. Auch die Fraktion wird heute den Minderheitsan-
trag ablehnen. Ich bitte Sie, das zur Kenntnis zu nehmen. Das ist nicht
eine Anderung meines Gedankens, sondern es ist eine leichte Korrek-
tur gegenuber der ursprunglichen a-Vorlage. Ich bitte um Kenntnis-
nahme.

Die EVP wird den Minderheitsantrag nicht unterstitzen.

Benedikt Gschwind (SP, Zrich), spricht zum zweiten Mal: Ich habe
nur eine Bemerkung zum Votum von Rolf Zimmermann anzufiigen.
Er hat gesagt, man konne als Beziiger von Arbeitslosenleistungen
nicht einfach Leistungen vom Staat beziehen. Ich betone noch einmal,
die Arbeitslosenversicherung ist nicht einfach eine Wohltat des Staats,
sondern sie ist eine Versicherung, die in erster Linie durch Beitrége
der Erwerbstatigen finanziert wird. Diejenigen, die Leistungen bezie-
hen, haben dafiir auch Beitrage einbezahlt. Da besteht ein Verstandnis,
das es zu korrigieren gilt.

Ich bitte Sie, unserem Antrag zuzustimmen.
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Hans Heinrich Raths (SVP, Pfaffikon): An die Adresse von Domini-
que Feuillet und Benedikt Gschwind: Ja, es besteht ein Anspruch an
die Arbeitslosenversicherung. Ich glaube, das ganz Entscheidende ist,
dass es ein Anspruch ist, der befristet ist. Das ist genau unser Problem.
Wir erleben das in der Praxis. Jemand ist in der Arbeitslosigkeit und
findet leider, was zu bedauern ist, keine neue Tatigkeit. Wo landet er
dann? In der Sozialhilfe. Dann sind die Bedingungen nicht mehr er-
fullt. Das Verfahren wird in der Zeit, da jemand arbeitslos ist, nur sis-
tiert. Ich verstehe lhre Aufregung Gberhaupt nicht.

Ruedi Lais (SP, Wallisellen): Martin Farner, Sie haben gesagt, ganz
bewusst und weil wir im Jahr 2010 leben, sei die freisinnige Partei
dafr, bei der Arbeitslosenversicherung vom Grundsatz des Rechtsan-
spruchs abzuweichen. Sie haben das nicht begriindet. Sie haben nur
gesagt «ganz bewusst». Deshalb muss ich natiirlich unterstellen, dass
Sie ganz bewusst Arbeitslosigkeit stigmatisieren wollen. Sie wollen
sagen, Arbeitslose seien ganz besonders schlimme Menschen, die wir
nicht wollen. Stehen Sie zu diesem Bewusstsein, das Sie haben. Ihnen
fehlt glicklicherweise wahrscheinlich die Erfahrung, wie Dominique
Feuillet sie sehr klar und deutlich beschrieben hat. Ich glaube, mit die-
sem Paragrafen haben Sie in diesem Rat ganz bewusst einen Sargna-
gel fir dieses Gesetz hineingetrieben. Worin unterscheiden sich denn
die Anspriche an die Arbeitslosenversicherung von Anspriichen an
andere Versicherungen? Hans Heinrich Raths, ich gehe gleich auf Ihr
Argument ein. Sie unterscheiden sich nicht. Man hat bezahlt. Man er-
hélt eine Leistung, solange, wie es das Gesetz vorsieht, dass man diese
Leistung beziehen darf. Andere Versicherungen, es kénnten sogar pri-
vate Arbeitslosenversicherungen sein, haben genau die gleichen
Merkmale. Es konnte jemand eine Invalidenversicherung beziehen,
die spéter wieder aufgehoben wird, weil jemand zum Glick wieder
gesund geworden ist. Es konnte jemand eine Entschadigung beziehen
von einer Schadenersatzversicherung fir irgendetwas, die auch befris-
tet ausbezahlt wird. Das ist das Gegenargument zum Votum von Hans
Heinrich Raths. Sie sagen, die Arbeitslosenversicherungsleistungen
seien befristet. Naturlich sind sie befristet. Aber darin unterscheiden
sie sich auch nicht von anderen Anspriichen an Versicherungsleistun-
gen. Es gibt keine unbegrenzten Versicherungsleistungen ausser im
Alters- und Pensionskassenbereich. Alle anderen Versicherungsleis-
tungen kdnnen auch widerrufen oder beendet werden.
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Nein, ich muss lhnen beiden unterstellen, Sie wollen ganz bewusst
Arbeitslosigkeit als ein schlechtes Merkmal, Bezug von Arbeitslosen-
versicherungsleistungen als eine Schande fur einen aufrechten
Schweizer oder eine aufrechte Schweizerin im Gesetz festgehalten
haben. Da muss ich noch einmal sagen, es steht nicht «Arbeitslosig-
keit». Es steht «Bezug von Leistungen der Arbeitslosenversicherung».
Wenn jemand also Kurzarbeit in seinem Betrieb arbeitet — da kann er
uberhaupt nichts dafur, er strengt sich wahrscheinlich doppelt an, weil
er weiss, sonst verliert er vielleicht seinen Arbeitsplatz doch noch —,
genau so eine Person soll dann nicht mehr eingebirgert werden kon-
nen ohne eigenes Zutun. Das ist ungerecht. Das ist unmoralisch. Das
ist schéndlich. Es zeugt von einer verwerflichen Gesinnung gegentber
Leuten, die einen Arbeitsplatz auch verlieren kdnnen. Es ist mir Klar,
Leute, die viel geerbt haben, Leute, die einen eigenen Betrieb haben,
die flhlen sich sicher vor Arbeitslosigkeit. Aber flihlen Sie sich ja
nicht zu sicher. Gehen Sie auch in Ihre eigenen Reihen. Es gibt auch
bei lhnen Leute, die Leistungen der Arbeitslosenversicherung bezie-
hen. Das weiss ich ganz genau.

Dieser Antrag ist ein Sargnagel fur das Gesetz. Wir werden ihn selbst-
verstandlich ablehnen. Unterstiitzen Sie deshalb unseren Minderheits-
antrag.

Hans Heinrich Raths (SVP, Pfaffikon), spricht zum zweiten Mal: Ich
muss die Vorwurfe von Ruedi Lais in aller Form zuriickweisen.

Es geht nicht um eine Stigmatisierung. Ich wiinsche niemandem, ar-
beitslos zu sein. Es geht nicht um das. Es geht um das Ziel, dass je-
mand sich wirtschaftlich erhalten kénnen muss. Das ist, weil die Ar-
beitslosenversicherung befristet ist, mittelfristig nicht sichergestelit.
Darum die Z&sur, dass man in der Zeit das Gesuch ruhen l&sst. Das hat
nichts mit Stigmatisierung zu tun. Das ist praktische Erfahrung. Ich
bin seit 17 Jahren in Einbirgerungsbehorden tétig. Das ist das Nor-
malste, dass das eine Behdrde tut, dass in der Zeit das Gesuch nicht
behandelt wird. Jetzt haben wir es im Gesetz. Dann ist es von vorn-
herein klar, dass das eine Bedingung ist.
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Ruedi Lais, es bringt nichts, wenn Du mir Unmoral vorwirfst. Man ist
nicht ein besserer Mensch, wenn man einfach ein lausiges Gesetz
macht. Nochmals in aller Form, ich wiinsche niemandem, dass er ar-
beitslos ist. Es geht nur darum, dass das Gesuch sistiert ist. Das ist
kein Problem.

Ruedi Lais (SP, Wallisellen), spricht zum zweiten Mal: Hans Heinrich
Raths, das Argument wird nicht besser, wenn Sie mich duzen. Wenn
Sie das Argument der Befristung logisch durchdenken, dann dirften
Sie Uberhaupt keine Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer einbiir-
gern, denn der Lohn ist genau so lange sicher bei einem Arbeitnehmer
oder bei einer Arbeitnehmerin, als die Kindigungsfrist noch lauft.
Wer sagt Ihnen, dass jemand, der heute einen schonen Lohn verdient,
nicht in einem halben Jahr arbeitslos ist? Diese Gewissheit hat nie-
mand. Der Arbeitslose ist verpflichtet, alles zu tun, um wieder eine
Arbeit zu finden. Diese Verpflichtung wiegt sehr schwer. Wer sie
nicht erfullt, dem kann das Geld auch gekirzt werden. Nein, dieses
Argument der Befristung ist schlicht und einfach falsch und unlogisch
und steht nur fir andere Motive, um die Arbeitslosigkeit zu stigmati-
sieren. An diesem Vorwurf muss ich festhalten, denn Sie haben kein
schliissiges Gegenargument gefunden.

Regierungsrat Markus Notter: Ich habe Ihnen einleitend schon darge-
legt, dass der Regierungsrat in diesem Punkt an seiner Auffassung
festhalt. Es gibt unseres Erachtens keinen Grund, die Arbeitslosenver-
sicherungsleistungen anders zu behandeln als die Leistungen der ande-
ren Sozialversicherungen AHV, IV, EL oder BVG. Es ist gesagt wor-
den, man habe beztiglich der Frage der wirtschaftlichen Erhaltungsfa-
higkeit zu einem bestimmten Zeitpunkt zu entscheiden. Die Zukunft
ist fiir alle offen. Das wissen wir alle nicht. Wenn wir im Moment, da
wir das zu entscheiden haben, auch noch die Zukunft einbeziehen
wollen, dann sind wir auf Spekulationen angewiesen. Wir gehen da-
von aus, wer Arbeitslosenunterstlitzung bezieht, der wird auch wieder
in den Arbeitsprozess eingegliedert. Das ist in den allermeisten Fallen
s0.

Deshalb ist es aus Sicht des Regierungsrates unsachgemass und ei-
gentlich willkurlich, wenn man einen Sozialversicherungszweig an-
ders behandelt als alle anderen.
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Wir beantragen lhnen, an der regierungsrétlichen Version und damit
am Minderheitsantrag festzuhalten und diesem zuzustimmen.

Abstimmung

Der Minderheitsantrag Benedikt Gschwind wird dem Antrag der
Kommission gegentbergestellt. Der Kantonsrat lehnt den Min-
derheitsantrag Benedikt Gschwind mit 100 : 56 Stimmen bei 0
Enthaltungen ab.

§ 7, e. Beachtung der Rechtsordnung

Minderheitsantrag von Hans Heinrich Raths, Regula Kuhn in Ver-
tretung von Ernst Meyer, Ursula Moor-Schwarz und Rolf Zimmer-
mann

Abs. 1 unverandert.

? Bei Erwachsenen setzt dies voraus, dass

a. der Strafregisterauszug fur Privatpersonen keine Eintrage aufweist,
b. keine Verurteilung wegen eines Verbrechens vorliegt,

c. sie innerhalb der letzten 10 Jahre vor Einreichung des Gesuchs
nicht wegen eines Vergehens verurteilt worden sind, bei Vergehen
Im Strassenverkehr betragt die Wartefrist 15 Jahre,

d. sie innerhalb der letzten 5 Jahre vor Einreichung des Gesuchs nicht
wegen einer schweren Ubertretung verurteilt worden sind,

e. kein Strafverfahren gegen sie hangig ist.
3 Bei Jugendlichen setzt dies voraus, dass

a. sie vor Einreichen des Gesuchs nicht wegen eines Verbrechens ver-
urteilt worden sind,

b. sie innerhalb der letzten 10 Jahre vor Einreichung des Gesuchs
nicht wegen eines Vergehens verurteilt worden sind, bei Vergehen
im Strassenverkehr betragt die Wartefrist 15 Jahre,

c. sie innerhalb der letzten 5 Jahre vor Einreichung des Gesuchs nicht
wegen einer schweren Ubertretung verurteilt worden sind,

d. kein Strafverfahren gegen sie hangig ist.
Abs. 4 unverandert.



12405

Katharina Kull (FDP, Zollikon), Prasidentin der STGK: Wir haben in
der Kommission lange und intensiv Uber diese verschiedenen Voraus-
setzungen zur Einhaltung der Rechtsordnung diskutiert. Fiir die grosse
Mehrheit der Kommission ist die Anknlpfung ans Strafregister flr
Erwachsene tauglich, um prufen zu kénnen, ob die Rechtsordnung
eingehalten wird. Im Strafregister sind Verurteilungen fiir Verbrechen,
Vergehen und Ubertretungen in schweren Féllen eingetragen. Verur-
teilungen sind nicht zwingend Freiheitsstrafen, sondern kénnen auch
Geldstrafen oder gemeinnutzige Arbeit bedeuten. Das Strafregister in
Verbindung mit den entsprechenden Fristen, wie lange ein Eintrag im
Register ersichtlich bleibt, ist ein taugliches Mittel, um sicherzustel-
len, dass auch jemand, der sich einmal etwas zu Schulden kommen
liess, lange genug warten und beweisen muss, dass er sich jetzt an un-
sere Rechtsordnung hélt. Wir orientieren uns dabei auch am Grund-
satz, dass eine Strafe einmal verbiisst und gestihnt ist und es anschlies-
send moglich sein muss, sich wieder in die Gesellschaft eingliedern zu
konnen. Dazu gehort, dass sich eine Person nach einer angemessenen
Frist auch einbiirgern lassen kann. Bei einer Freiheitsstrafe von zehn
Jahren dauert die Frist bis zur Entfernung aus dem Register 20 Jahre,
das heisst jemand muss nach seiner Verurteilung 20 Jahre warten, bis
er ein Einburgerungsgesuch stellen kann. Fir eine Freiheitsstrafe von
einem Jahr dauert die Frist immerhin noch 7,3 Jahre, flr eine unbe-
dingte Geldstrafe 6,6 Jahre. Wir finden, diese Fristen sind ausrei-
chend. Da bei Jugendlichen keine Eintrége in das Strafregister vorge-
nommen werden, mussen fur die einzelnen Kategorien hier Fristen im
Gesetz angegeben werden, die abgewartet werden mussen, bis ein
Einburgerungsgesuch gestellt werden kann.

Nach unserer Ansicht sind die geforderten Fristen geméss Minder-
heitsantrag zu lang und verhindern zudem teilweise, dass tberhaupt je
ein Gesuch eingereicht werden kann. Besonders junge Erwachsene
sollten eine Perspektive flr die Eingliederung in die Gesellschaft ha-
ben. Eine Ausgrenzung flr immer betrachten wir als unverhaltnismas-

sig.

Hans Heinrich Raths (SVP, Pfaffikon): Im Eintretensvotum habe ich
darauf hingewiesen, dass die SVP nicht will, dass Verbrecher, Mor-
der, Rauber und Vergewaltiger den Schweizer Pass erhalten. Wer sich
bei uns einbirgern will, muss Gber einen tadellosen Leumund verfi-
gen. Wir missen bei Einblrgerungen wieder Qualitat vor Quantitat
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stellen. Die Schweiz ist ein attraktives Land. Das ist schon so, aber
leider auch fiir Personen, die nicht nur mit guten Absichten zu uns
kommen. Beleg dafir ist die Kriminalstatistik. Kriminelle haben in
unserem Land nichts verloren und sind auszuschaffen. Es ist ebenfalls
eine Tatsache, dass Uberproportional viele Auslander wegen Vergehen
im Strassenverkehr verurteilt werden. Als Beispiel: Im Jahr 2008 er-
gingen Uber 45 Prozent der Urteile im Strassenverkehr an Auslander.
Hier setzt unser Antrag an. Bei Vergehen im Strassenverkehr wollen
wir eine Wartefrist von 15 Jahren, bei schweren Ubertretungen eine
Wartefrist von 5 Jahren festschreiben.

Jetzt zu den Materialien — das ist auch Bestandteil des schriftlichen
Antrags in der Kommission — zur Definition schwerer Ubertretungen:
Schwere Ubertretungen sind Bussen von mehr als 5000 Franken oder
gemeinnitzige Arbeit von mehr als 180 Stunden. Warum? Erst Bussen
ab dieser Hohe werden im vollautomatisierten Strafregister mit der
Abkiirzung VOSTRA eingetragen und kénnen schliesslich eingesehen
werden.

An die Adresse des Tages-Anzeigers: Sie haben gehort, das Uberfah-
ren eines Rotlichts sind 250 Franken. Soweit besteht im Rat Einigkeit.
Das reicht noch nicht zu 5000 Franken — einfach fiir Ihren Hausjuris-
ten, Daniel Schneebeli. Damit fallen 250 Franken noch nicht in den
Tatbestand der schweren Ubertretung.

Fast taglich héren wir von schweren Unfallen von jungen Rasern mit
Toten und Schwerverletzten. Litera ¢ unseres Antrags zielt genau auf
diese Gruppe von Personen mit dem Hintergrund, nicht nur Worte
statt Taten. So eine Person muss mit Konsequenzen konfrontiert wer-
den. Eine davon ist eine langere Wartefrist. Der Antrag der Regierung
und der Kommissionsmehrheit ermdglicht es, dass kriminelle Ausléan-
der den Schweizer Pass erhalten.

Ich frage Sie noch einmal eindringlich an: Wollen Sie das wirklich?
Der Antrag der SVP will das verhindern. Ich bin mir sicher, auch eine
Mehrheit der Bevoélkerung unterstitzt unsere Zielsetzungen im Be-
reich der Beachtung der Rechtsordnung. VVor allem, nachdem ein grif-
figer Vorschlag der SVP vorliegt, mochte ich der Bevolkerung nicht
erklaren, warum ein Verbrecher Schweizer werden kann. Heute haben
Sie es in der Hand, diesen Punkt zu korrigieren. Wenn Sie wirklich
wollen, dass keine Verbrecher, Morder, Rauber und Vergewaltiger
Schweizer werden konnen, haben Sie heute die Mdglichkeit dazu, in-
dem Sie unseren Minderheitsantrag unterstitzen.
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Rolf Steiner (SP, Dietikon): Zu Beginn des Votums von Hans Hein-
rich Raths habe ich gedacht, er sei in der falschen Veranstaltung. Das
ist keine Abstimmungsorientierung tber die Ausschaffungs-Initiative.
Wir reden hier Uber die Blrgerrechtsgesetzgebung. Entsprechend ist
dieser ganze Antrag auch ein Stiick weit gar nicht fur uns gedacht,
sondern eben fiir den Tages-Anzeiger und die anderen Medien, fiir die
Offentlichkeit.

Es sollen also die Strassenverkehrsdelikte besonders berticksichtigt
werden bei der Feststellung, ob jemand die Voraussetzungen erftillt,
um Schweizerin oder Schweizer zu werden. Die Antragsteller wollen
offensichtlich klar machen, dass es ihnen wichtig ist, welche Gattun-
gen von Delinquenten sie nicht wollen, aber dass vor allem nie ein
Raser — und wahrscheinlich kann ich auf die Formulierung Raserin
verzichten — Schweizer wird. Auch ich finde, das sind schwere Delik-
te, die splrbar bestraft werden sollen wie (ibrigens auch Wirtschafts-
delikte und andere. Trotzdem ist das Blrgerrechtsgesetz der falsche
Platz fiir eine solche zusatzliche Regelung. Das Strafgesetz erfasst
namlich Delikte verschiedenster Art und versucht dort — das ist zu-
mindest der Wille des eidgendssischen Gesetzgebers —, iiber alle De-
liktarten die Strafen ausgewogen, wenn man das so sagen kann, zu
gestalten. Ab und an werden an dieser Skalierung auch Korrekturen
vorgenommen. So soll zum Beispiel — das haben wir in Zusammen-
hang mit dem Projekt Via sicura gehort — das Einziehen von Raserau-
tos moglich werden — eine zusétzliche Verschirfung der Strafe zu-
mindest flr diese Delinquentengruppe.

Deshalb kann man nicht einzelne solcher Gruppen herauslésen und sie
zum besonderen Gegenstand in diesem Gesetz machen. Das, was die
Regierung vorschlagt, ndmlich den Eintrag im Strafregister als Mass
zu nehmen, ist sinnvoll und vernunftig. Damit werden alle Deliktarten
gleich behandelt. Es ist natirlich auch nicht so, dass alle Kategorien,
die erwéhnt worden sind, einfach so das Birgerrecht erwerben kon-
nen. Es sind gerade in diesem Bereich relativ hohe Hlrden gesetzt.
Wir denken auch zu Recht.

Es sollen also keine eigenen Regeln im Einblrgerungsrecht geschaf-
fen werden, sondern wir sollten die Fristen des Strafgesetzbuchs uber-
nehmen und anwenden.

Heinz Jauch (EVP, Dubendorf): Die SVP verlangt in Absatz 2 ihres
Minderheitsantrags massiv verschérfte VVorgaben, welche nach An-
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sicht der Kommissionsmehrheit das gesunde Augenmass deutlich
ubertreffen. Ich mdchte nicht mehr auf die Details eingehen. Sie haben
einige Ausfihrungen schon gehdrt auch von der Kommissionsprasi-
dentin.

Die EVP-Fraktion lehnt den Minderheitsantrag geschlossen ab.

Martin Farner (FDP, Oberstammheim): Fir die FDP ist es von zent-
raler Bedeutung, dass eine gesuchstellende Person, die schweizerische
Rechtsordnung beachten muss. Dazu sind gewisse Voraussetzungen
festzulegen. Der Antrag der SVP ist zu absolut formuliert. Die Hurden
sind unseres Erachtens zu hoch: zehn Jahre flr ein VVergehen, 15 Jahre
fur ein Vergehen im Strassenverkehr, wie gesagt zum Beispiel ein
Rotlicht Uberfahren oder eine Geschwindigkeitskontrolle. Verurtei-
lung infolge einer schweren Ubertretung, was muss man sich darunter
vorstellen, Hans Heinrich Raths? Es ist nicht klar, was eine schwere
Ubertretung genau ist, zu gummig ist der Antrag.

Fur die FDP sind diese Voraussetzungen zu hoch. Diese wirden be-
deuten, dass jemand, der mal was auf dem Kerbholz hatte, erst nach
sehr langer Zeit eingebiirgert werden kann, zum Beispiel im Rahmen
eines Strassenverkehrsdelikts, wenn man es einmal sehr eilig gehabt
hat, wie viele von uns auch schon. Immerhin kann man gescheiter
werden und Reue zeigen.

Die FDP unterstutzt deshalb den Antrag der Kommission. In diesem
Antrag hat es genligend Hurden, vor allem auch fir Jugendliche. Bei
Erwachsenen setzt er voraus, dass der Strafregisterauszug fir Privat-
personen keine Eintrdge aufweist und bei Verurteilung gestutzt auf
das Jugendstrafgesetz vom 20. Juni 2003 die Fristen geméass Absatz 3
verstrichen sind und kein Strafverfahren gegen sie héngig ist. Bei Ju-
gendlichen setzt dies voraus, dass sie innerhalb der letzten fiinf Jahre
vor Einreichung des Gesuchs nicht wegen eines Verbrechens und in-
nerhalb der letzten drei Jahre vor Einreichung des Gesuchs nicht we-
gen eines Vergehens verurteilt worden sind.

Wir lehnen den Minderheitsantrag ab und unterstiitzen den Kommis-
sionsantrag.

Barbara Steinemann (S\P, Regensdorf): Die gesetzliche Formulie-
rung «Das Gesuch um Einbirgerung vorbestrafter Erwachsener wird
abgewiesen.» macht den Anschein, dass keine Kriminellen mehr ein-
gebirgert werden kénnen. Dieser Eindruck tduscht aber gewaltig. Ein-
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trage im Strafregister werden in der Regel nach 10 Jahren, in schwe-
ren Fallen nach 15 beziehungsweise 20 Jahren gel6scht.

Aber nach der von der SVP schwer bekampften StGB-Revision
(Strafgesetzbuch), die teilweise schon wieder riickgangig gemacht
werden musste, sind die allermeisten Strafen sogenannte bedingte
oder teilbedingte Strafen. Sie werden immer im Zusammenhang mit
einer Probezeit ausgesprochen. Diese Probezeit dauert allerhtchstens
finf Jahre. Das ist aber rein theoretisch. In den meisten Féllen, auch in
schweren werden zwei Jahre Probezeit ausgesprochen. Nach Ablauf
der Probezeit verschwindet der Eintrag aus dem Strafregister. Die ein-
birgerungswillige Person ist offiziell nicht mehr vorbestraft.

Die unbedingten Freiheitsstrafen haben sich in der Statistik per 1. Ja-
nuar 2007, per Inkrafttreten des neuen StGB, halbiert. Die kriminelle
Energie ist bekanntlich in der Schweiz nicht kleiner geworden.

Bei der bedingten Freiheitsstrafe muss die Strafe nach bestandener
Probezeit nicht mehr verbusst werden. Daher mussen die meisten De-
linquenten keinen einzigen Tag ins Geféangnis. Beispiele aus der Ge-
richtspraxis und die Bedeutung auf die Einblrgerung in Bezug auf
dieses Gesetz verdeutlichen uns die Bedeutung des Paragrafen 7.

In einem Urteil erklarte das Obergericht den Angeklagten L. S. der
mehrfachen sexuellen Handlungen mit Kindern schuldig und verur-
teilte ihn zu einer bedingt vollziehbaren Freiheitsstrafe von 22 Mona-
ten, bei einer Probezeit von zwei Jahren. Der Tater war Auslénder.
Angenommen, er wiirde bereits seit zwolf Jahren in der Schweiz leben
oder nach zwolf Jahren ein Einbilrgerungsgesuch stellen, hétte er nach
Ablauf der zweijahrigen Probezeit nach diesem Gesetz einen Rechts-
anspruch auf Einburgerung und das, obwohl er mehrere Kinder miss-
braucht hat.

Oder ein anderes Beispiel: Maskierte junge Méanner mit Gasdruckpis-
tolen und Messern bewaffnet hatten zu Beginn des letzten Jahres meh-
rere Laden uberfallen. Das Bezirksgericht Meilen sprach sie wegen all
dieser Delikte schuldig und gab 18 Monate bedingt mit zwei Jahren
Bewahrung. Hier gilt dasselbe. Nach zwdlf Jahren haben sie einen
Rechtsanspruch.

Wir haben im Kanton Zirich Hunderttausende hochwillkommener
Auslander, aber wer unsere Gesetze missachtet, der darf keinesfalls
mit dem Pass belohnt werden, sondern muss unser Land verlassen,
juristische Ausfliichte hin oder her. Wir verzichten gerne darauf, sol-
chen Leuten eine Heimat zu geben. Wer diese Personen, auch zeitlich



12410

verzogert, einbirgern will, sympathisiert mit ihnen und mit ihren Ta-
ten. Daher wird im Abstimmungskampf diesem Paragrafen 7 eine
Schlusselrolle zukommen, wenn Sie ihn heute gemass der regierungs-
ratlichen Vorlage beschliessen.

Thomas Wirth (GLP, Hombrechtikon): Die Beachtung der Rechtsform
ist sicher eines der wichtigsten Kriterien fir die Einbirgerung. Die
Anforderungen gemaéass dem Kommissionsantrag sind aber ausrei-
chend. Weitere willkirliche Verschéarfungen sind nicht notwendig.
Problematisch sind sie beziglich des Strassenverkehrs. Wichtiger er-
scheint uns Grinliberalen in dieser Frage die Rechtsgleichheit. Des-
halb wire es besser, wenn die vorgeschlagenen Vergehen und Uber-
tretungen im Strassenverkehr und anderswo im Strafregister eingetra-
gen wirden.

Wir werden diesen Minderheitsantrag ablehnen.

Patrick Hachler (CVP, Gossau): Die CVP wird diesen Minderheitsan-
trag nicht unterstutzen. Die Wartefristen sind schlicht unrealistisch.

Es gibt einen Punkt, der hier noch erwahnt werden soll. Es gibt natir-
lich Straftaten, ohne dass eine Strafe verhangt wird oder dass gar kein
Verfahren stattfindet, wenn zum Beispiel eine genligend hohe Abfin-
dung bezahlt wird. Dieser Punkt fehlt hier. Das ist sicher ein seltener
Fall. Es waére dann noch die Frage an die Gelehrten, wie man dies re-
geln kdnnte. Da ist der Kommission offenbar nichts in den Sinn ge-
kommen.

Dennoch werden wir beim Mehrheitsantrag bleiben.

Hans Heinrich Raths (SVP, Pfaffikon), spricht zum zweiten Mal: Ich
wiederhole es nochmals, auch fur Martin Farner: Was ist mit schwerer
Ubertretung gemeint? Man kann es im schriftlichen Antrag nachlesen,
den ich in der Kommission eingereicht habe. Wir definieren schwere
Ubertretung so, wie es uns in der Kommission vorgelegt wurde, mit
Bussen, die hoher als 5000 Franken sind oder gemeinnitzige Arbeit
von mehr als 180 Stunden. Diese werden erst im vollautomatisierten
Strafregister eingetragen. Darum diese Grenze. Ich wiederhole es
nochmals: 5000 Franken oder gemeinnutzige Arbeit von mehr als 180
Stunden. Ich hoffe, auch der Tages-Anzeiger wird dieses Mal eine se-
riosere Uberschrift wahlen. Man weiss nicht, war es der Hausjurist
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oder der Redaktor, der wissentlich und absichtlich so einen Titel ge-
setzt hat. Ich danke Daniel Schneebeli, wenn er da auch fur Sachlich-
keit besorgt ist, wenn solche Titel gesetzt werden. Rotlicht wére 250
Franken.

Wir haben anhand von eindricklichen Beispielen von Barbara Stei-
nemann gehort, was es heisst, wenn wir den Antrag der Kommissi-
onsmehrheit tbernehmen. Das wollen wir nicht. Darum bitte ich Sie
nochmals eindringlich, unserem Antrag zuzustimmen.

Regierungsrat Markus Notter: Diese Diskussion hat uns auch in der
Kommission lange beschaftigt. Man muss zugeben, der Slogan «Ver-
brecher dirfen nicht Schweizer werden» ist knackig fiir eine Volksab-
stimmung. Die Frage ist, ob auch noch irgendeinmal die Forderung in
umgekehrter Reihenfolge aufgestellt wird. Man kann darauf warten.

Wir haben einl&sslich dargelegt, dass die Antréage des Regierungsrates
diesbezuglich streng zwar, aber sehr ausgewogen sind. Wir haben
kleine Seminare durchgefihrt Uber das Strafrecht und das Strafregis-
terrecht. Wir haben dargelegt, was Verbrechen und was Vergehen
sind. Wir haben zum Beispiel, Hans Heinrich Raths, auch dargelegt,
dass eine grobe Verletzung von Verkehrsregeln ein VVergehen ist. Eine
Geschwindigkeitstiberschreitung innerorts von mehr als 25 Stundenki-
lometern ist keine Ubertretung, sondern ein Vergehen und wird in un-
serem Antrag erfasst, ebenso eine Geschwindigkeitsubertretung aus-
serorts von mehr als 30 Stundenkilometern und das Fahren mit mehr
als 0,8 Promille. Es gibt Leute, die haben diesbeziglich Erfahrung, die
wissen, dass es da um ein Vergehen geht und nicht um eine Ubertre-
tung.

Wenn der Slogan aber aufgestellt wird «Keine Verbrecher als Schwei-
zer Blrger» — jedenfalls keine neuen —, dann stellt sich die Frage, was
ein Verbrecher ist. Ist jemand, der eine Straftat begangen hat, ein Le-
ben lang ein Verbrecher? Bleibt er das? Kann er das nie mehr gutma-
chen? Diese Auffassung scheinen Sie, die diesen Minderheitsantrag
gestellt haben, zu haben. Sie ist mit der schweizerischen Rechtsord-
nung nicht in Ubereinstimmung zu bringen. Mit der Verbiissung der
Strafe gilt grundsétzlich die Schuld des Téters als getilgt. Irgendwann
einmal muss man eine Schuld auch tilgen kénnen ein christliches
Gebot.

Gleichwohl gibt es dann die Regelungen im Strafregister, wo man
auch nach Verbissung einer Strafe immer noch als Straftater fest-
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gehalten wird, aber nicht ein Leben lang. Irgendwann einmal geht man
davon aus, dass diese Schuld auch nach aussen getilgt ist. Der Gesetz-
geber hat einen Ausgleich schaffen wollen zwischen den staatlichen
Strafverfolgungsinteressen und den Bedlrfnissen des Straffélligen
nach Rehabilitation, nach Wiederintegrierung in die Gesellschaft.
Deshalb gibt es diese Regelung tber die Entfernung von Strafregister-
eintrdgen. Kommissionsprasidentin Katharina Kull hat einige Beispie-
le aufgeflihrt. Wer also zu zehn Jahren Freiheitsstrafe unbedingt verur-
teilt wird, der bleibt 20 Jahre im Strafregister eingetragen, ein Jahr
Freiheitsstrafe gleich 7,3 Jahre Eintrag. Das ist so. Bei den bedingten
und teilbedingten Strafen ist nach Ablauf der Probezeit der Strafregis-
tereintrag zu l6schen, weil die Probezeit erfolgreich abgeschlossen
und der Sinn des bedingten Strafvollzugs erfillt ist. Ob das jetzt genau
mit diesen Jahrzahlen richtig ist, darliber kann man streiten. Es macht
aber keinen Sinn, diese in der Strafrechtsgesetzgebung vorgesehene
Regelung in anderen Rechtsbereichen dann wieder neu zu erfinden.
Der Bundesgesetzgeber sagt, dass nach einer bestimmten Zeit jemand,
der eine strafbare Handlung begangen hat, in der Gesellschaft wieder
als rehabilitiert gilt. Sie, die diesen Minderheitsantrag stellen, sagen,
nein, beziglich des Gesuchs um eine Einbiirgerung gilt das nicht. Die-
ser Auffassung kann man sein. Ich bin es nicht, der Regierungsrat
auch nicht und ich hoffe, die Mehrheit dieses Rates auch nicht. Ich bin
auch Uberzeugt, dass eine Mehrheit der Zircherinnen und Zircher
nicht der Meinung ist, dass jemand, der einmal eine strafbare Hand-
lung begangen hat, dies ein Leben lang als Kainszeichen auf seiner
Stirn tragen muss. Das glaube ich nicht.

Deshalb bin ich zuversichtlich, auch was diese Abstimmung anbe-
langt, die Sie uns vorgeschlagen haben. Ich glaube, man kann mit gu-
ten Argumenten dafur kdmpfen, dass diese Regelung, wie sie der Re-
gierungsrat und die Kommissionsmehrheit Ihnen vorschlagen, be-
schlossen wird, auch von der ztircherischen Bevolkerung.

Ich bitte Sie deshalb, den Minderheitsantrag abzulehnen und dem
Mehrheitsantrag Ihrer Kommission zu folgen.
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René Isler (SVP, Winterthur): Ich weiss, es ist nicht Sitte, nach dem
Regierungsrat nochmals zu sprechen, aber jetzt haben Sie mich her-
ausgefordert.

Sie sagen, ein Téter sei nach so und so vielen Jahren rehabilitiert. Das
mag sein. Aber eine vergewaltigte Frau, ein geschéndetes Kleinkind
oder Méadchen, eine Person, egal, welcher Couleur, die bei einem tatli-
chen korperlichen Angriff Zeit ihres Lebens Invaliditat davontrégt und
auch die betroffenen Familienmitglieder, so etwas wird nie vergessen.
Dass wir solche Téter als Belohnung, auch wenn sie Siihne getan ha-
ben, nach diesem Zeitfenster noch einbiirgern, das ist unter jeder Kro-
ne und entspricht wirklich nicht unserem christlichen Glauben, den
wir in unserem Geb&ude haben. Das ist eine Schdnschwatzerei. Erkla-
ren Sie das Ihren Wéhlern, dass zwar das Opfer ein Leben lang Opfer
bleibt, dass eine vergewaltigte Frau Zeit ihres Lebens das so mit sich
herumtragen muss. Wichtig ist, wir haben dann daftr einen ehemali-
gen Vergewaltiger eingebirgert. Das kann es nicht sein.

Ratsprasident Gerhard Fischer: Ich weise Sie darauf hin, dass wir
diese Vorlage heute fertig beraten. Wir haben noch einige Antrége. Es
sind noch acht Antrége, tber die wir abstimmen mdissen. Sie haben es
einigermassen in den Handen, dass wir zeitgerecht fertig werden.

Abstimmung

Der Minderheitsantrag Hans Heinrich Raths wird dem Antrag
der Kommission gegenubergestellt. Der Kantonsrat lehnt den
Minderheitsantrag Hans Heinrich Raths mit 105 : 52 Stimmen
bei 0 Enthaltungen ab.

8§ 8, f. Ausnahmen
Keine Bemerkungen; genehmigt.

8 9, Ehrenbiirgerrecht
Abs. 1
Keine Bemerkungen; genehmigt.
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Abs. 2

Minderheitsantrag von Hans Heinrich Raths, Regula Kuhn in Ver-
tretung von Ernst Meyer, Heinz Kyburz, Ursula Moor-Schwarz und
Rolf Zimmermann

Abs. 2 wird gestrichen.

Katharina Kull (FDP, Zollikon), Prasidentin der STGK: Dieser Min-
derheitsantrag will die Maoglichkeit zur Erteilung des Ehrenbirger-
rechts streichen. Nach Ansicht der Kommissionsmehrheit wird dieser
Absatz kaum sehr oft zur Anwendung kommen. Trotzdem mdchten
wir diese Bestimmung, die es heute nicht gibt, in diesem Paragrafen
beibehalten.

Es ist mehr als nur ein Ehrentitel, den jede Gemeinde nach eigenem
Gutdinken verleihen kann. Es geht dabei um eine normale Einbiirge-
rung mit Ausnahme der kantonalen Wohnsitzerfordernisse.

Rolf Robert Zimmermann (SVP, Zumikon): Wir beantragen Ihnen, Ab-
satz 2 im Paragrafen Ehrenburgerrecht ersatzlos zu streichen. Ein Eh-
renblrgerrecht soll an Personen erteilt werden, die alle Einbirge-
rungsvoraussetzungen ausnahmslos erflllen. Alle Gesuchsteller haben
die gleichen Voraussetzungen, so, wie es Benedikt Gschwind und
Ruedi Lais in der Eintretensdebatte gesagt haben, namlich gleiche
Voraussetzungen von Sternenberg bis Dietikon.

Ich bitte Sie, unseren Minderheitsantrag, namlich die Streichung von
Absatz 2 des Paragrafen 9, zu unterstitzen.

Ruedi Lais (SP, Wallisellen): Dieser Antrag ist unserer Meinung nach
vollig uberflussig. Artikel 16 des eidgendssischen Burgerrechtsgeset-
zes verlangt ndmlich auch bei einer Einburgerung als Ehrenburger die
Erfullung der Voraussetzungen auf Bundesebene. Es ist also nicht
maoglich, Personlichkeiten ehrenhalber zu vollwertigen Schweizer
Birgern zu machen, die nie in der Schweiz gelebt haben. Es sollte
doch in Ausnahmeféllen mdoglich sein, jemanden einzubtrgern, der
nicht in der Gemeinde wohnt, der sich aber um diese sehr verdient
gemacht hat. Zum Beispiel konnte ich mir gut vorstellen, dass nach
der Abstimmung Uber den Finanzausgleich der Justizdirektor mit An-
trdgen flr das Ehrenblrgerrecht von Gemeinden, deren Untergang er
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verhindert hat, geradezu iberschwemmt wird oder dass die Gemeinde
Weiningen den Herrn Baudirektor zum Ehrenblrger machen will,
wenn er endlich die Autobahn in einen Tunnel steckt.

Wir verstehen also nicht, warum die SVP den Gemeindebehdrden
oder Gemeindeversammlungen dermassen misstraut und lehnen den
Antrag ab.

Martin Farner (FDP, Oberstammheim): Die Gemeinden sollen ein
Ehrenburgerrecht verleihen kénnen, das auch die Wirkung einer Ein-
birgerung hat. Eine Minderheit will das abschaffen. Es wird sich hier
sowieso um sehr seltene Falle handeln. Eine Gemeinde, die das ma-
chen will, muss gute und fundierte Grunde haben. Ich denke, das Bei-
spiel, Ruedi Lais, mit Regierungsrat Markus Notter wirde da wahr-
scheinlich nicht ausreichen. Man wird sich hiten, jemanden, der nicht
wirdig ist, ordentlich einzubirgern, via Ehrenbirgerrecht einzu-
schleusen. Das wird nicht passieren.

Die FDP ist der Auffassung, dass die Gemeinden diese Mdglichkeit
haben sollen, und lehnt den Minderheitsantrag deshalb ab.

Abstimmung

Der Minderheitsantrag Hans Heinrich Raths wird dem Antrag
der Kommission gegenubergestellt. Der Kantonsrat lehnt den
Minderheitsantrag Hans Heinrich Raths mit 102 : 52 Stimmen bei
0 Enthaltungen ab.

C. Einburgerungsverfahren

§ 10, Gesuch
Keine Bemerkungen; genehmigt.
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8 11 neu

Minderheitsantrag fur neuen § 11 von Benedikt Gschwind, Urs
Hans, Max Homberger, Heinz Jauch, Ruedi Lais und Rolf Steiner
in Vertretung von Jorge Serra

§ 11. * Wechselt eine Auslanderin oder ein Auslénder nach Einrei-
chung des Gesuchs den Wohnsitz innerhalb des Kantons, bleibt flr die
Erteilung des Gemeindebirgerrechts die Gemeinde zustandig, in der
die gesuchstellende Person bei Gesuchseinreichung Wohnsitz hatte.

2 Verlegt die gesuchstellende Person den Wohnsitz in eine Gemeinde
ausserhalb des Kantons, bleibt der Kanton Zlrich fir die Erteilung
des Kantonsbirgerrechts zustandig, sofern das Gemeindeburgerrecht
bereits erteilt worden ist.

8§ 11-22 werden zu §§ 12-22a.

Katharina Kull (FDP, Zollikon), Prasidentin der STGK: Die Kommis-
sionsmehrheit beantragt, den neuen Paragrafen 11 der Regierungsvor-
lage zu streichen und die heute geltende Regelung beizubehalten, wo-
nach bei einem Wohnsitzwechsel im Kanton die Wohnsitzvorausset-
zungen fur die Erteilung des Gemeindebirgerrechts neu erftllt werden
mussen.

Der Minderheitsantrag Benedikt Gschwind unterstiitzt in diesem
Punkt die Regierungsvorlage, welche die Wegzuggemeinde weiterhin
zur Bearbeitung eines vor dem Wegzug gestellten Gesuchs ermach-
tigt.

Benedikt Gschwind (SP, Zirich): Wir sind der Meinung, dass wir in
diesem Punkt bei der Vorlage des Regierungsrates bleiben sollen. Er
hat in seiner Vorlage diese Moglichkeit vorgesehen, dass fir jeman-
den, der wahrend der Laufzeit des Verfahrens seinen Wohnsitz wech-
selt, das Gesuch weiter bestehen bleibt und von der urspriinglichen
Gemeinde respektive vom Kanton, der zum Zeitpunkt des Gesuchs
zustandig war, weiter bearbeitet werden kann.

Das ist ein Vorschlag der Regierung, der unserem Zeitgeist entspricht.
Die Mobilitat hat tberall sehr stark zugenommen. Sie wird auch ver-
langt, auch die berufliche Mobilitat, sodass man heute seinen Wohn-
sitz 6fters wechseln muss. Ich denke auch an das Wohnungsangebot,
das in unserem Kanton nicht in allen Gemeinden so toll ist, dass man,
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wenn man zum Beispiel eine neue Wohnung sucht, immer am bisheri-
gen Wohnort bleiben kann.

Deshalb sollte man hier etwas beweglicher werden. Man muss auch
beriicksichtigen, dass ein Einblrgerungsverfahren Jahre dauern kann.
Es ist nicht so, dass es dann einfach eine Kleinigkeit ist, ein neues Ge-
such stellen zu missen, sondern es gehen Jahre verloren. Das ist nicht
in unserem Sinn.

Ich bitte Sie deshalb, diesem Minderheitsantrag zuzustimmen.

Ursula Moor (SVP, Hori): Die SVP-Fraktion ist fir die Streichung
von Paragraf 11, weil wir der Meinung sind, dass die Prufung des
Einburgerungsgesuchs sowie die allféllige Begleitung und Beobach-
tung des Einburgerungswilligen durch die Wohnsitzgemeinde absolut
notwendig sind. Die Fallbearbeitung durch die Gemeinde A wird
kompliziert, aufwendig und uniibersichtlich, wenn die gesuchstellende
Person in die Gemeinde B weggezogen ist und die Zustandigkeit bei
der vorherigen Gemeinde verbleibt. In Fallen mit schulpflichtigen
Kindern ist auch die Integration in der Schule von zentraler Bedeu-
tung. Stabile Wohnsitzverhaltnisse missen starker gewichtet werden
als die hohe Mobilitat der Bevélkerung. Wenn fiir jemanden die Ein-
blrgerung so wenig wichtig ist, dass er wéahrend des Verfahrens den
Wohnort wechselt, so soll er einen Neubeginn des Fristenlaufs in Kauf
nehmen.

Lehnen Sie den Minderheitsantrag ab.

Martin Farner (FDP, Oberstammheim): Die Minderheit will hier zu-
rick zum regierungsratlichen Antrag und im Falle eines Wohnsitz-
wechsels des Gesuchstellers, dass die Gemeinde zustandig bleibt, in
der der Gesuchstellende den Wohnsitz hatte. Die FDP ist der Auffas-
sung, dass die heute geltende Regelung gentgt. Ein Wohnsitzwechsel
wéhrend eines Verfahrens ist nicht moglich, oder man beginnt am
neuen Wohnsitz von neuem. Sie haben die Begriindung von meiner
Vorrednerin gehort, die ich ebenfalls unterschreiben wirde.

Die FDP wird den Minderheitsantrag ablehnen.

Heinz Jauch (EVP, Dibendorf): Dieser Minderheitsantrag entspricht
der ursprunglichen regierungsratlichen Formulierung. Wenn man in
Betracht zieht, dass das gesamte Einbirgerungsverfahren nach wie vor
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mehrere Jahre dauert, dann ist der Inhalt dieses Minderheitsantrags
durchaus gerechtfertigt. Auch von Auslanderinnen und Auslandern
erfordert die heutige Arbeitsmarktsituation vermehrt Flexibilitat und
Mobilitat. Auch der Wohnungsmarkt kann dabei eine wichtige Rolle
spielen.

Aus diesen Grinden wird die EVP-Fraktion diesen Minderheitsantrag
unterstutzen.

Patrick Hachler (CVP, Gossau): Die CVP ist hier anderer Auffas-
sung. Aus praktischen Griinden scheint es uns nicht sinnvoll, das im
Sinne des Minderheitsantrags zu regeln. Es ist schlicht nicht praktisch.
Die Behdrden haben das Bedurfnis, die Leute kennenzulernen. Auch
die Bevolkerung hat das Anrecht zu sehen, wie sich die Leute, die sich
einbirgern lassen wollen, im taglichen Leben verhalten. Kommt dazu,
dass im heutigen Zeitalter ohnehin sehr viele Leute pendeln. Wir ha-
ben einen sehr guten OV. Es ist kein Problem, in der Gemeinde zu
bleiben, wenn man eingeburgert werden will.

Lehnen Sie bitte den Minderheitsantrag ab.

Abstimmung

Der Minderheitsantrag Benedikt Gschwind wird dem Antrag der
Kommission gegentbergestellt. Der Kantonsrat lehnt den Min-
derheitsantrag Benedikt Gschwind mit 88 :65 Stimmen bei 0
Enthaltungen ab.

§ 11, Mitwirkungspflicht

Abs. 1 und 2

Keine Bemerkungen; genehmigt.
Abs. 3

Minderheitsantrag ftr neuen Abs. 3 von Hans Heinrich Raths, Re-
gula Kuhn in Vertretung von Ernst Meyer, Heinz Kyburz, Ursula
Moor-Schwarz und Rolf Zimmermann

3 Miindige Auslanderinnen und Auslander geben zusammen mit dem

Einburgerungsgesuch eine Loyalitatserklarung ab, worin sie verspre-
chen, Verfassung und Gesetze von Bund und Kanton Zirich zu halten.
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Katharina Kull (FDP, Zollikon), Préasidentin der STGK: Eine Loyali-
tatserklarung bei der Einreichung eines Einburgerungsgesuchs, wie sie
hier vorgeschlagen wird, verursacht allenfalls Kosten und hat kaum
Wirkung. Loyalitat ist kein Rechtsbegriff. Ob jemand Verfassung und
Gesetze von Bund und Kanton einhélt, ist im Rahmen der Einblrge-
rungsvoraussetzung «Einhaltung der Rechtsordnung» ohnehin zu pri-
fen.

Rolf Steiner (SP, Dietikon): Eine neue zuséatzliche Schikane: Was soll
eine solche Erklarung? Sie kann schliesslich keine rechtliche Wirkung
entfalten. Oder denken die Antragsteller etwa an eine schérfere Be-
strafung von Wirtschafsdelikten, spéater, wenn ein solches begangen
wirde, wenn jemand diese Loyalitatserklarung abgeben hatte. Dann
gibt es einen zusétzlichen administrativen Aufwand. Er ist nicht unbe-
deutend. Trotzdem kann man diese Erkl&rungen, nachdem sie abgege-
ben worden sind, getrost wegwerfen, denn sie sind zu nichts Weiterem
mehr nitze. Auch eine abschreckende Wirkung sehen wir hier nicht.
Es wird schon aus weniger wichtigen Griinden geschummelt oder gar
gelogen und betrogen. Denn auch Sanktionen, die man allenfalls er-
greifen konnte — ich kann sie mir aber nicht vorstellen —, miissten ver-
héltnismassig sein.

Wir werden den Minderheitsantrag ablehnen.

Heinz Kyburz (EDU, Mannedorf): Die SVP brachte den Vorschlag
ein, dass mundige Ausléanderinnen und Auslander zusammen mit dem
Einburgerungsgesuch eine Loyalitatserklarung abgeben, worin sie
versprechen, Verfassung und Gesetze von Bund und Kanton Ziirich zu
halten. Dieser Vorschlag wurde anfénglich sogar von der SP und der
FDP unterstitzt. Meinungsverschiedenheiten gab es dann, ob diese
Loyalitatserklarung im Rahmen eines festlichen Akts einzubringen sei
oder in Form einer einfachen schriftlichen Erklarung, was eigentlich
die Meinung der SVP war. Schliesslich zogen sich die SP und auch
die FDP aus dieser eigentlich guten Idee zurtick, sodass nur noch SVP
und EDU verblieben sind. Die Erklarung der Loyalitat ist unseres Er-
achtens sogar der wichtigste Punkt, der zu einer Einblirgerung gehort.
Schade, dass das die ibrigen Parteien nicht begriffen haben.

Martin Farner (FDP, Oberstammheim): Die Minderheit will zusatz-
lich eine Loyalitatserklarung. Miindige Ausléanderinnen und Auslander
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geben zusammen mit dem Einbtrgerungsgesuch eine Loyalitatserkla-
rung ab, worin sie versprechen, Verfassung und Gesetze von Bund
und Kanton Zirich zu halten. Eine Loyalitatsvereinbarung allein
bringt wohl eher wenig. Auch ist die Umsetzung unklar. Soll es ein
reiner Papierakt sein, oder sollen Grossveranstaltungen durchgefuhrt
werden? Fir den Kanton Zirich ist das sicher nicht tauglich. Zum Teil
wird das in der Romandie gemacht.

Die FDP lehnt den Antrag ab.

Abstimmung

Der Minderheitsantrag Hans Heinrich Raths wird dem Antrag
der Kommission gegenubergestellt. Der Kantonsrat lehnt den
Minderheitsantrag Hans Heinrich Raths mit 102 : 54 Stimmen bei
0 Enthaltungen ab.

§ 12, Priifung der Voraussetzungen
Keine Bemerkungen; genehmigt.

8 13, b. bei Auslanderinnen und Auslandern
Abs. 1

Katharina Kull (FDP, Zollikon), Prasidentin der STGK: Die Kommis-
sionsmehrheit beantragt die Integration ausnahmslos in jedem Fall zu
prifen und diese nicht, wie heute bei Jugendlichen mit finf Jahren
Schulbesuch in der Schweiz in deutscher Sprache zu vermuten. Dieses
Anliegen entspricht dem Anliegen der Parlamentarischen Initiative
Hans Heinrich Raths.

Der Minderheitsantrag Benedikt Gschwind will die aktuelle, heutige
Regelung beibehalten.

Keine weiteren Bemerkungen; genehmigt.
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Abs. 2 und 3
Keine Bemerkungen; genehmigt.

Abs. 4

Minderheitsantrag fur neuen Abs. 4 von Benedikt Gschwind, Urs
Hans, Max Homberger, Heinz Jauch, Ruedi Lais und Rolf Steiner
in Vertretung von Jorge Serra

* Bei Personen, die in der Schweiz wahrend mindestens fiinf Jahren
den Unterricht auf Volksschulstufe oder Sekundarstufe 11 in deutscher
Sprache besucht und das 25. Altersjahr noch nicht vollendet haben,
prift die Gemeinde die Integration nur, wenn sie Grund zur Annahme
hat, dass diese Voraussetzung nicht erfallt ist.

Rosmarie Joss (SP, Dietikon): Der Minderheitsantrag entspricht dem
urspringlichen Antrag des Regierungsrates und auch dem heute gel-
tenden Recht. Die burgerliche Ratsseite betonte immer wieder gerne,
dass die Verwaltung keinen unnotigen Aufgaben nachgehen und effi-
zient gestaltet sein soll. Die Integrationsvermutung fir unter 26-
Jahrige ist genau das. Sie ist und bleibt ein bewéhrtes Instrument. Un-
ter 26-Jahrige, die die ganze oder einen Teil der Schulzeit in der
Schweiz verbracht haben, sind im Allgemeinen integriert. Neben der
Sprache lernt man in der Schule effektiv, wie die Schweiz funktio-
niert, wie unsere Kultur und die Gesellschaft sind. Die letzten Schul-
jahre hier sind besonders wichtig. Dort lernt man, wie der Staat funk-
tioniert und Staatskunde.

Unser Antrag ist auch flexibel. Es ist nur eine Integrationsvermutung.
Wenn also ein Verdacht besteht, die Person kdnnte nicht integriert
sein, hatte die Gemeinde nach wie vor das Recht, die Integration zu
Uberprifen. Man soll hier auch den Integrationseffekt nicht unter-
schatzen, den man mit einer erleichterten Einblrgerung hat. Man sagt,
einblrgerungswilligen, jungen, noch nicht ganz Schweizern, dass sie
erwinscht sind und dass man denkt, sie seien Teil der Schweiz. Diese
sind haufig hier aufgewachsen und haben sich ihr Leben lang als
Schweizer gefiihlt und wollen nun den Schritt gehen. Eigentlich soll-
ten Sie glucklich dartiber sein, dass sie zu dem bereit sind. Falls man
einen Zweifel hatte, kdnnte man immer noch die Notbremse ziehen.
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Ich bitte Sie, unserem Antrag zuzustimmen. Er vermeidet unnotigen
Verwaltungsaufwand und ermdglicht es, dass man fir die Félle, die
man wirklich prufen sollte, wirklich Zeit hat.

Martin Farner (FDP, Oberstammheim): Die FDP bezweifelt, dass bei
Personen, die in der Schweiz wéhrend mindestens fiinf Jahren den Un-
terricht auf Hochschul- oder Sekundarschulstufe 11 in deutscher Spra-
che besucht und das 25. Altersjahr noch nicht vollendet haben, eine
allgemeine Integrationsvermutung angenommen werden kann. Diese
Zweifel beruhen auf Praxiserfahrungen, die viele unserer Leute in den
Gemeinden gemacht haben. Die FDP hat sehr viele Leute in den Exe-
kutiven kleinerer und grdsserer Gemeinden. Das 6ffnet mitunter auch
die Augen. Wir wollen, dass die Gemeinden die Integration prifen
wie in anderen Féllen und wenden hier das Prinzip der Rechtsgleich-
heit an.

Den Minderheitsantrag lehnen wir ab.

Jorg Méader (GLP, Opfikon): Die GLP ist bei diesem Antrag nicht ei-
ner Meinung. Die Mehrheit wird den Antrag aber ablehnen.

Ein ganzlicher Verzicht auf die Priifung der Integration in diesen Fal-
len — bei Fehlen eines Verdachts — hat gewichtige Nachteile, so sehr
diese Vereinfachung auch verlockend und sinnvoll erscheint. Der erste
und kleinste ist, dass jemand nach fiinf Jahren Schule auf deutsch trotz
allem die Schweiz und ihre Gepflogenheiten nicht zwingend kennt
und auch akzeptiert. Klar, dies wird selten passieren. Aber bei einer
Annahme dieses Paragrafen ware man auf externe Quellen angewie-
sen, die einen vor einer mangelnden Integration warnen wurden.

Des Weiteren wirde die Annahme dieses Antrags eine unnétige Dis-
kriminierung zwischen den Antragstellern darstellen. Fir mich per-
sonlich ist aber der folgende Aspekt der wichtigste: Einblrgerungen
haben sehr viele verwaltungstechnische Aspekte. Dies ist so auch rich-
tig. Nichtsdestotrotz ist es auch ein politischer Akt. Der Erwerb eines
Passes ist etwas anderes als der eines Fihrerscheins. Die Uberpriifung
der Integration erfolgt oft auch in einem personlichen Gesprach. Ein
Gespréach hinterlasst nun einmal mehr Eindruck als eine Korrespon-
denz rein via Briefverkehr. Es geht nicht darum, den Antragstellern
Angst einzujagen. Es ist kein echtes Verhor, das man flirchten mdisste.
Aber, offen gestanden, viele Kandidaten bereiten sich intensiv auf ein
solches Gesprach vor. Das ist genau das, was wir wollen. Der Kandi-
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dat soll sich mit der Schweiz auseinandersetzen. Aber auch bei einem
Antragsteller, der zu Recht, weil er bestens integriert ist, sich auf die-
ses Gespréach nicht zusatzlich vorbereiten muss, verstarkt dieses per-
sonliche Gesprach die Bindung zwischen der Schweiz und seinen
neuen Birgern.

Heinz Jauch (EVP, Dubendorf): Zum Minderheitsantrag der SP, der
Grinen und der EVP zur Wiederaufnahme der urspringlichen Formu-
lierung: Mit dem eingebauten Vorbehalt ist richtigerweise die Sicher-
heit gegeben, dass die Gemeinde auch bei diesem Personenkreis die
Integration priifen kann oder sogar muss, wenn Zweifel an der Integ-
ration bestehen. Ich weiss nicht, wie hoch der prozentuale Anteil kan-
tonsweit ist, in welchem die Zweifel berechtigt vorhanden sind. Wenn
ich aber mit einem wahrscheinlich viel zu hohen Anteil von 50 Pro-
zent ausgehe, dann stelle ich schon die Frage, ob sich der nicht ganz
unbedeutende Aufwand fir 100 Prozent aller Bewerberinnen und Be-
werber lohnt. Ich personlich meine nicht. In dieser Frage ist die EVP-
Fraktion geteilter Meinung. Eine starke Minderheit wird den Minder-
heitsantrag ablehnen.

Ursula Moor (SVP, Hori): Klare und faire Regeln fur die Einblrge-
rung — unter diesem Titel hat der Regierungsrat die VVorlage 4646 vor-
gestellt. Betrachte ich den Minderheitsantrag zu Paragraf 13 Absatz 4,
der Gbrigens genau der Regierungsvorlage entspricht, frage ich Sie: Ist
es tatséchlich so klar, dass jemand integriert ist, weil er finf Jahre
Volksschul- oder Sekundarschulstufe in deutscher Sprache besucht
und das 25. Altersjahr noch nicht vollendet hat? Doch genau das for-
dert der Minderheitsantrag. Die neue Wortschdpfung «Integrations-
vermutung» lehnen wir ab, weil die Praxis zeigt, dass in Fallen auch
nach finf Jahren Schulzeit die VVoraussetzungen der Integration nicht
automatisch erfullt sind. Wir sind der Meinung, dass nur der Weg Uber
die ordentliche Einburgerung Gewaéhr bietet, dass eine genligende In-
tegration abgeklart und auch eingefordert werden kann. Die Frage der
Integration aller Gesuchsteller ist ausschliesslich durch die Gemeinde
zu beurteilen. Zudem ist zu erwahnen, dass bereits heute Jugendliche
zwischen dem vollendeten 10. und 20. Lebensjahr gemaéss Artikel 15
Absatz 2 des Bundesgesetzes tiber Erwerb und Verlust des schweize-
rischen Blrgerrechts einen Bonus haben, weil diese Jahre doppelt an-
gerechnet werden. Erinnern Sie sich, am 26. September 2004 haben
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die Stimmburgerinnen und Stimmburger die erleichterte Einbiirgerung
von jungen Auslanderinnen und Auslandern zwischen dem 14. und
dem 24. Altersjahr der zweiten Generation, die mindestens flinf Jahre
ihrer obligatorischen Schulzeit in der Schweiz absolviert haben, abge-
lehnt. Regierungsrat Markus Notter, es ist eine Frage der Geschichts-
lesung, auf welche Volksabstimmung man sich bezieht. Wir erinnern
uns an die Volksabstimmung vom September 2004. Da hat das Volk
anders entschieden als damals in den Neunzigerjahren.

Vor diesem Hintergrund wird klar, dass der Minderheitsantrag fur ei-
nen neuen Absatz 4 in Paragraf 13 abgelehnt werden muss.

Patrick Hachler (CVP, Gossau): Ich komme zuriick auf Paragraf 4.
Dort haben wir uns dafiir eingesetzt, bei jungen Leuten eine Erleichte-
rung der Bedingungen einzufiihren. Das ist zwar gescheitert. Hier
drangt sich im Gegensatz dazu eindeutig die strengere Variante auf.
Integration ist ein Kernanliegen. Die Vermutung der Integration ist fur
uns kein klar bezifferbarer Zustand.

Die CVP hat sich auch bereits in der Vernehmlassung in diesem Sinn
sehr skeptisch geédussert. Aus diesen Griinden werden wir den Min-
derheitsantrag nicht unterstiitzen.

Regierungsrat Markus Notter: Ich habe schon die Hoffnung gehabt,
ich kénne auch wieder einmal vom Kommissionsprasidenten-Pultchen
aus sprechen, aber meine Anlage funktioniert. Ich kann nichts dafiir,
wie Uberhaupt niemand etwas dafur kann, dass sie funktioniert oder
nicht funktioniert.

Das ist der dritte Punkt, in dem der Regierungsrat an seinem urspring-
lichen Antrag festhalt. Wir sind der Meinung, dies mache Sinn. Ich
betone nochmals, was hier Integrationsvermutung heisst. Es heisst,
dass die Integrationsvoraussetzungen genau die gleichen sind. Wir
verdndern sie nicht. Es heisst auch nicht, dass die Gemeinden das
nicht mehr priifen sollen, sondern es heisst, dass man von Gesetzes
wegen davon ausgehen kann, dass normalerweise dies wahrscheinlich
erfullt sei. Wenn man Anhaltspunkte daflr hat, dass es nicht so ist,
dann prift man. Das ist eine Frage — Heinz Jauch hat darauf hinge-
wiesen — auch der Verwaltungsokonomie. Wenn jemand in so jungen
Jahren funf Jahre und mehr bei uns in der Schule war, dann muss ich
davon ausgehen konnen, dass die meisten — nicht alle, aber die meis-
ten — Deutsch konnen. Die, die es nicht konnen, bei denen man Hin-
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weise hat, die soll man genauer ansehen. Nur so ist diese Bestimmung
zu verstehen. In diesem Sinn ware es auch fur die Gemeinden eine
Erleichterung, weil sie dann ihre beschriankten Ressourcen auf die
Prifung jener Gesuche konzentrieren kodnnten, bei denen es auch
wichtig ist, dass man genau hinschaut. Deshalb macht das Sinn.

Ich beantrage lhnen, hier am regierungsratlichen Antrag festzuhalten
respektive dem Minderheitsantrag zuzustimmen.

Abstimmung

Der Minderheitsantrag Benedikt Gschwind wird dem Antrag der
Kommission gegentbergestellt. Der Kantonsrat lehnt den Min-
derheitsantrag Benedikt Gschwind mit 99 : 61 Stimmen bei 0
Enthaltungen ab.

8§ 14, Erwerb des Gemeindeblirgerrechts, a. Zustandigkeit
Keine Bemerkungen; genehmigt.

§ 15, b. Verfahren in Legislativen

Abs. 1
Keine Bemerkungen; genehmigt.

Abs. 2

Minderheitsantrag von Hans Heinrich Raths, Regula Kuhn in Ver-
tretung von Ernst Meyer, Ursula Moor-Schwarz und Rolf Zimmer-
mann

Abs. 2 wird gestrichen.

Katharina Kull (FDP, Zollikon), Prasidentin der STGK: Dieser An-
trag ist Teil des Anliegens der Parlamentarischen Initiative Bruno
Walliser und zielt auf die Nichtbegriindung von abgelehnten Einbr-
gerungsgesuchen. Wie heute schon mehrmals festgehalten worden ist,
gilt geméass Bundesrecht die Begrundungspflicht bei abgelehnten Ein-
blrgerungsgesuchen. In Absatz 2 dieses Paragrafen 15 wird dargelegt,
wie man zu einem richtig begrindeten ablehnenden Entscheid kommt.
Es ist eine Angabe zum Verfahren und eine Hilfe fiir den Gemeinde-
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prasidenten, der die Gemeindeversammlung leitet. Wird dieser Absatz
gestrichen, muss jede Gemeinde selber schauen, wie sie zu einem sau-
ber begrindeten Entscheid kommt, der nicht aufgehoben werden
muss.

Ernst Meyer (SVP, Andelfingen): Ich habe Ihnen schon frih in dieser
Debatte erklart, dass die Einbilrgerung ein politischer Akt ist und
nichts mit einem Verwaltungsakt am Hut hat und darum auch nicht
mit einem Baugesuch verglichen werden kann. Aus diesem Grund soll
der ganze Absatz 2 des Paragrafen 15 gestrichen werden. Die Ge-
meindeversammlung soll eine Einblrgerung ablehnen kdnnen, wenn
sie zur Uberzeugung kommt, dass der entsprechenden Einbiirgerung
nicht stattgegeben werden soll und das ohne Begriindung. Das Gremi-
um, das die Person kennt, soll die Freiheit haben zu sagen, ob wir eine
Person ins Burgerrecht der entsprechenden Gemeinde aufnehmen wol-
len oder nicht. Wenn wir den Abschnitt 2 nicht streichen, wird diese
Madglichkeit praktisch ausgeschlossen. Etwas Uberspitzt gesagt kann
jeder in unser Haus eintreten, der nicht gerade ein Schwerverbrecher
ist. Wollen wir das? Wir von der SVP wollen das nicht. Darum muss
dieser Antrag unterstitzt werden. Er ist elementar.

Ruedi Lais (SP, Wallisellen): Hans Heinrich Raths und Ernst Meyer
wollen den zweiten Absatz streichen. Sie wollen also das nicht, was in
diesem zweiten Absatz gefordert wird, sondern das Gegenteil. Sie
konnen Deutsch, haben aber nicht ausgedeutscht, was das Gegenteil
ist, das Sie wollen. Ich tue das fir Sie. Ziffer 1 verlangt, dass Gegen-
antrage begrundet sind. Sie wollen offenbar unbegriindete, willkrli-
che Gegenantrége stellen kénnen. Das ist, wie die Kommissionsprasi-
dentin gesagt hat, bundesgesetzwidrig. Artikel 15g Absatz 2 des Eid-
genossischen Burgerrechtsgesetzes lautet: «Die Stimmberechtigten
konnen ein Einbirgerungsgesuch nur ablehnen, wenn ein entspre-
chender Antrag gestellt und begriindet wurde.» Sie werden kaum
bestreiten, dass das Bundesgesetz auch im Kanton Zdirich gilt. Sie ha-
ben sogar eine eidgendssische Volksinitiative eingereicht, um weiter-
hin unbegriindet und willkirlich Einbiirgerungen ablehnen zu kénnen.
Diese Volksinitiative wurde vor zwei Jahren abgelehnt. Sie werden
kaum bestreiten, dass dieser Entscheid auch im Kanton Zirich gilt.
Deshalb muss ich sagen: Akzeptieren Sie Ubergeordnetes Recht und
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Volksentscheide endlich. Der Antrag ist ein grobes Foul gegen
Rechtsstaat und Demokratie und ist daher abzulehnen.

Martin Farner (FDP, Oberstammheim): Hinter dem Streichungsan-
trag verbirgt sich die Frage der Begrindungspflicht oder nicht. Der
Antrag der STGK will, dass in der Gemeindelegislative Gegenantrage
auf Einblrgerungen moglich sind, wenn sie begriindet sind, sich die
Begrindung auf gesetzliche Einbirgerungsvoraussetzungen bezieht,
die von der Gemeinde zu prifen sind und die Begriindung nicht gegen
das Willkur- und Diskriminierungsverbot verstosst.

Die FDP will diese Punkte im Gesetz haben und lehnt deshalb den
Minderheitsantrag ab.

Regierungsrat Markus Notter: Ich glaube auch, dass dieser Antrag
zumindest so, wie er begriindet worden ist, bundesrechtswidrig ist.
Ruedi Lais hat darauf hingewiesen, dass die Rechtssprechung des
Bundesgerichts mittlerweile auch Bundesgesetz geworden ist. Ich
muss hinzufugen, die Antragsteller konnen sich nicht einmal darauf
berufen, dass sie keine Loyalitatserklarung gegeniiber Bundesgesetzen
abgegeben haben, weil in Ihrem Amtsgellibde, das Sie hier drin leis-
ten, auch eine solche Loyalitatserklarung gegentiber Bundesgesetzen
enthalten ist. Ich wiirde Ihnen sehr empfehlen, ziehen Sie diesen An-
trag zurlick und besinnen Sie sich auf Ihre Loyalitatserklarung gegen-
uber Bundesgesetzen.

Abstimmung

Der Minderheitsantrag Hans Heinrich Raths wird dem Antrag
der Kommission gegenubergestellt. Der Kantonsrat lehnt den
Minderheitsantrag Hans Heinrich Raths mit 107 : 48 Stimmen bei
1 Enthaltung ab.
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8§ 16, Erwerb des Kantonsbirgerrechts

Minderheitsantrag fur neuen § 16a von Hans Heinrich Raths, Re-
gula Kuhn in Vertretung von Ernst Meyer, Ursula Moor-Schwarz
und Rolf Zimmermann

8§ 16 a. Das Burgerrecht an alle Auslander zwischen 14 und 25 Jahren
wird auf Probe erteilt. Die Probezeit betragt drei Jahre.

Katharina Kull (FDP, Zollikon), Prasidentin der STGK: Dieser Min-
derheitsantrag entspricht der Parlamentarischen Initiative Claudio
Schmid und verstosst ebenfalls formell gegeniiber (bergeordnetes
Bundesrecht. Der Bundesgesetzgeber regelt Erwerb und Verlust des
Burgerrechts abschliessend. Eine Einblrgerung auf Probe ist nicht
vorgesehen. Ausserdem verstdsst dieser Antrag materiell gegen das
Gleichbehandlungsgebot, beinhaltet die Gefahr der Staatenlosigkeit
und bezieht sich Uberdies auf unbegriindete Annahmen.

Barbara Steinemann (SVP, Regensdorf). Ich spreche als Zweitunter-
zeichnerin der Parlamentarischen Initiative 320/2007, Schmid/Steine-
mann/Walliser, mit der ein Pass auf Probe gefordert wurde und der in
dieser Vorlage als Paragraf 16a als Minderheitsantrag wieder auf-
taucht.

Wirden sich die Behorden bei den Einbilrgerungen etwas zuriickhal-
ten und vor allem die nétige Sorgfalt anwenden, wére diese Parlamen-
tarische Initiative beziehungsweise dieser Antrag Uberflussig. Es sollte
einige Gewahr bestehen, dass nur Bewerber eingeblrgert werden, die
sich des Schweizer Blrgerrechts wirdig erweisen. Man kennt es vom
Fuhrerschein auf Probe, der seit 1.1.2005 angewendet wird. Wenn in-
nert einer Frist Verstosse gegen das Gesetz erfolgen, ist der Fihrer-
schein erstmals wieder weg. Die Erfahrungen damit waren sehr posi-
tiv, hort man jedenfalls selbst von Bundesrat Moritz Leuenberger.
Ahnlich dazu muss sich jemand mindestens einige Jahre mit dem
Schweizerpass auf Probe bewéhren.

Jugendliche mit Migrationshintergrund begehen fast doppelt so haufig
Gewalttaten wie Schweizer, sagt Professor Martin Killias in einer Stu-
die von St. Gallen. In den Polizeistatistiken gibt es die gleiche Ten-
denz. Sehr irritiert hat den Autoren, immerhin SP-Mitglied, dass es
zwischen erster und zweiter Generation fast keinen Unterschied gibt.
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Letztere sind in der Schweiz geboren und aufgewachsen, aber von In-
tegritat im Sinne der Beachtung der Rechtsordnung konne kein Fort-
schritt festgestellt werden.

Jugendgewalt bedeutet oft Ausldnderkriminalitat. Die Statistiken sind
zu wenig deutlich. Einerseits gibt es keine offizielle nationale Ju-
gendkriminalitats-Statistik, und andererseits besitzen viele der jugend-
lichen Tater mittlerweile den Schweizer Pass.

Beispiele von Papierschweizern, die wir lieber nicht eingebtrgert hat-
ten, sind die Schlager von Munchen. Alle drei Téater haben einen ein-
schlagigen Migrationshintergrund. Die Jugendbande von Winterthur:
Alle 10 Jugendliche sind Auslander oder eingebiirgert worden. Eben-
falls aus Winterthur: Schuler wirgten ein Madchen so lange, dass es
bewusstlos wurde, dann belastigten sie es sexuell. Die Messerstecher
vom Zollikerberg: Alle Téater sind eingeblrgerte Schweizer im Alter
zwischen 16 und 18 Jahren. Die Jugendbande von Sankt Gallen: Alle
11 Verhafteten stammen aus Ex-Jugoslawien. Die Téater im Fall der
Vergewaltigung von Seebach: Es waren Kosovo-Albaner. Der Téter
im Fall Hedingen: Es war ein eingebirgerter Kosovo-Albaner. Und so
weiter, die Liste liesse sich beliebig fortsetzen.

Experten, Polizisten oder Leute an der Front gehen von einem Migra-
tionshintergrund bei Jugendtatern von 70 Prozent aus, und das bei ei-
nem Auslanderanteil von 21,4 Prozent.

Die schrecklichen Falle von Gewalt und Kriminalitat durch eingebur-
gerte, junge Auslander der vergangenen Monate zeigen auf tragische
Weise die Dringlichkeit und Aktualitat dieser Parlamentarischen Initi-
ative beziehungsweise dieses Antrags auf. Es ist deshalb auch nicht
erstaunlich, dass gemass einer Umfrage einer Tessiner Zeitung nach
den Vorféllen von Locarno, wo unter anderem ein Auslander einen
jungen Mann an der Fasnacht totete, 94 Prozent der Bevolkerung fir
die Ausbirgerung der eingebirgerten Straftater waren. Gleich drei
Tessiner Parteien, darunter auch die CVP-Fraktion, forderten nach
diesen Vorféallen die Einfiihrung der Einblrgerung auf Probe.

Erklaren Sie uns genau, warum wir uns einfach so der Gefahr ausset-
zen sollten, dass der kriminelle Nachwuchs der Auslander hier seine
Karrieren unbektiimmert als Schweizer fortsetzen darf. Eine Einbtirge-
rung auf Probe hat fur gut integrierte und nicht strafféllige Personen
uberhaupt keine Konsequenzen. Diese schiitzen wir damit auch. Wir
Schweizer durfen erwarten, dass Ausléander, die bei uns dauerhaft le-
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ben wollen, unsere Gesetze achten und Respekt vor anderen Men-
schen haben.

Rosmarie Joss (SP, Dietikon): Diesen Antrag kann man unter einem
Titel zusammenfassen: Jugendbenachteiligung! Hier will man eine
Altersgruppe systematisch diskriminieren. Ginge es darum, den Ju-
gendlichen eine erleichterte Einblrgerung zu geben, da konnte man
nattrlich keine Ausnahme machen. Wenn man aber die Jugend dis-
kriminieren will, ist das etwas ganz anderes. Wenn man der anderen
Ratsseite zuhort, denkt man manchmal, Jugendliche und junge Er-
wachsene seien praktisch mehr oder weniger fir alles Ubel dieser
Welt verantwortlich, insbesondere wenn sie einen auslédndischen Pass
haben oder hatten. Es darf doch nicht sein, dass Sie Erst- und Zweit-
klassebiirger haben. Die einen kann man nach Lust und Laune ausbur-
gern und die anderen halt nicht. Es geht auch nicht, dass man einen
Generalverdacht macht fur eine ganze Alterskategorie. Wie fiihlen
sich denn all die anstédndigen Jugendlichen, die sich einbirgern las-
sen? Und man denkt immer, ach, sie konnten kriminell werden. Wir
mussten schon noch schauen, dass wir sie wieder loswerden. Was ma-
chen Sie dann beispielsweise mit einem jungen Niederlander? Der
musste ndmlich sein Birgerrecht abgeben, als er Schweizer wurde. Es
gibt einen wesentlichen Unterschied zwischen dem Fahrausweis auf
Probe und dem Biirgerrecht auf Probe. Man kann sehr gut ohne Fahr-
ausweis leben, aber nicht ohne Blrgerrecht.

Martin Farner (FDP, Oberstammheim): Wie in der einleitenden Stel-
lungnahme bereits erwéhnt, unterstitzt die FDP die vorgenommenen
Verschérfungen in diesem Birgerrechtsgesetz. Wer aber die Voraus-
setzungen anstandslos erftllt, soll das Birgerrecht erhalten. Einblirge-
rungen auf Probe, wie man sie beim Erteilen des Fiihrerscheins kennt,
sind im Bundesrecht nicht vorgesehen und missten auch dort selbst-
verstandlich eingefordert werden. Deshalb ist das auf kantonaler Ebe-
ne nicht zugelassen.

Aus diesem Grund wird die FDP den Antrag ablehnen.
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Jean-Philippe Pinto (CVP, Volketswil): Fir die CVP ist ein differen-
zierter und sorgféltiger Umgang bei der Einblrgerung sehr wichtig.
Das Schweizer Birgerrecht soll auch weiterhin erst am Ende einer er-
folgreichen Integration stehen. Die Kriterien fur die Einbilrgerung
mussen rational und praktikabel sein, um willkirliche Entscheide
maoglichst zu verhindern.

Eine Kommissionsminderheit mdchte das Birgerrecht fir Auslander
zwischen 14 und 25 Jahren auf Probe erteilen. Im Visier hat diese
Kommissionsminderheit vor allem junge Raser. Auf den ersten Blick
erscheint diese Idee bestechend. Wir kennen bereits eine Probezeit im
Strassenverkehr, den sogenannten Flhrerausweis auf Probe. Hier aber
haben wir es klar mit einer anderen Sachlage zu tun. Artikel 38 Absatz
1 der Bundesverfassung regelt den Verlust des Schweizer Birger-
rechts umfassend und abschliessend. Aufgrund des klaren Wortlauts
der Bundesverfassung ist die Regelung des Verlusts des Blrgerrechts
Sache des Bundes. Der Bund hat hiervon auch fir Doppelblrger
Gebrauch gemacht. Fir ein Birgerrecht auf Probe mussten zuerst die
bundesrechtlichen VVorgaben geklart und geéndert werden. Der Bund
lehnte aber diesbeziigliche Vorstésse bis anhin ab. Daneben gibt es
nach wie vor Staaten, deren Biirgerinnen und Burger durch Einblrge-
rung in der Schweiz ihre Staatsangehdrigkeit nach Heimatrecht auto-
matisch verlieren. Die Aberkennung des nur probehalber erworbenen
Schweizer Biirgerrechts kann in diesen Fallen bewirken, dass die Per-
sonen staatenlos werden. Dies kann nicht im Interesse der Schweiz
sein, weil in diesem Fall die Schweiz fur Ausweispapiere besorgt sein
muss. Dies ist mit hohen Kosten verbunden. Wichtig scheint mir aber
auch das Argument, dass eine Einburgerung auf Probe dazu fiihren
wiurde, dass neu Eingeblrgerte sozusagen ein «L» auf dem Riicken
tragen. Dies erzeugt bei mir ein mulmiges Gefuhl. Es gibt dann zwei
Kategorien von Eingebirgerten und Stimmbirgern. Ich frage Sie:
Wollen wir Kantonsréte auf Probe?

Schliesslich ist klar festzuhalten, dass die Einbtirgerung auf Probe zu
einer Aufblahung und Ausweitung der Burokratie fihren wirde. Dies
kann nicht im Sinne der Kommissionsminderheit sein.

Liebe Kommissionsminderheit, eine Probezeit besteht ja bereits. Zur
Einreichung des Gesuchs sind Fristen zu wahren. Diese sind zumeist
funf bis zehn Jahre lang. Dies erscheint der CVP gentigend lang zu
sein. Eine zusétzliche Probezeit ist nicht notwendig. Die Erteilung des
Schweizer Blrgerrechts setzt voraus, dass ein Bewerber oder eine
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Bewerberin unter anderem die schweizerische Rechtsordnung respek-
tiert und die innere und &aussere Sicherheit der Schweiz nicht geféhr-
det. Entscheidend ist deshalb, dass die persénliche Eignung einer Be-
werberin oder eines Bewerbers im Einbtrgerungsverfahren durch die
zustandigen Behorden jeweils genau abgeklart wird. Hier sind die
Gemeinden gefordert, die gute Arbeit leisten. Entweder spricht die
Vorprifung dafir, dass eine Einbirgerung stattfinden kann. Dann ist
sie definitiv. Oder man verweigert die Einbiirgerung.

Die CVP setzt sich dafir ein, dass die Messlatte fur Einbirgerungen
hoch anzusetzen ist, aber bitte sinnvoll. Die CVP lehnt den Minder-
heitsantrag ab und halt am Kommissionsantrag fest.

Heinz Kyburz (EDU, Mannedorf): Die EDU hat bisher alle Minder-
heitsantrdge unterstitzt, die eine Verscharfung gebracht haben, aber
nur soweit, wie sie rechtlich auch zul&ssig sind. Jene, die rechtlich
nicht zulassig oder nicht moglich sind, die haben wir nicht mitgetra-
gen. Bei diesem Minderheitsantrag handelt es sich wieder um so einen
Antrag, den wir aus rechtlichen Grinden nicht mittragen kdnnen. Da
ist Bundesrecht gefordert. Da sind die Politiker in Bern gefordert,
wenn man das einfiihren will. Der Kanton kann das nicht machen.

Die SVP mochte, dass das Burgerrecht an alle Ausléander zwischen 14
und 25 Jahren auf Probe erteilt wird. Die Probezeit betragt drei Jahre.
Die Regierung hat aber fiir uns iberzeugend dargelegt, dass dieses an
sich verstandliche Anliegen nicht zul&ssig ist und auch zu Staatenlo-
sigkeit fuhren konnte. Das Birgerrecht auf Probe wiirde dazu fiihren,
dass das Birgerrecht unter Umstdnden durch den Kanton aberkannt
werden musste. Diese Kompetenz liegt jedoch nicht beim Kanton,
sondern beim Bund, sodass eine solche Bestimmung nicht zul&ssig ist.
Weiter wirde dies bedeuten, dass bei Personen, die keine zweite
Staatsangehdorigkeit mehr haben, Staatenlosigkeit eintritt, was fiir Ju-
gendliche zwischen 14 und 25 Jahren zu neuen Problemen fihrt.

Aus diesen Griinden werden wir den Minderheitsantrag nicht mittra-
gen.

Thomas Wirth (GLP, Hombrechtikon): Auf das Problem der Staaten-
losigkeit und die mangelnde Vereinbarkeit mit Bundesrecht wurde
bereits hingewiesen. Wir werden den Minderheitsantrag dementspre-
chend ablehnen.
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Hinweisen mdchte ich aber die SVP darauf, dass ihr Begehren wenig
durchdacht ist. Es fehlen beispielsweise die Kriterien, nach welchen
die Probezeit beurteilt wird und welche Verfahren angewandt werden
und was dies fiir den Verwaltungsaufwand bedeuten wirde. Ein wenig
mehr Arbeit in der Vorbereitung einer Idee wiirde nicht schaden.

Heinz Jauch (EVP, Dubendorf): Auch wenn die EVP-Fraktion die
entsprechende Parlamentarische Initiative der SVP seinerzeit vorlaufig
unterstiitzt hat — die Betonung war damals schon sehr auf «vorldu-

fig» —, lehnen wir diese Forderung nach vertiefter Uberpriifung klar
ab.

Die EVP-Fraktion lehnt deshalb den Minderheitsantrag der SVP ge-
schlossen ab.

Abstimmung

Der Minderheitsantrag Hans Heinrich Raths wird dem Antrag
der Kommission gegenubergestellt. Der Kantonsrat lehnt den
Minderheitsantrag Hans Heinrich Raths mit 103 : 48 Stimmen bei
0 Enthaltungen ab.

D. Entlassung aus dem Burgerrecht
§ 17, Entlassung aus dem Schweizer Biirgerrecht

Abs. 1 und 2
Keine Bemerkungen; genehmigt.

Neuen Abs. 3

Minderheitsantrag fir neuen Abs. 3 von Heinz Kyburz und Rolf
Zimmermann

° Die Direktion beantragt beim zustéindigen Bundesamt einem Dop-
pelbiirger das Schweizer, Kantons- und Gemeindeblirgerrecht zu ent-
zlehen, wenn sein Verhalten den Interessen oder dem Ansehen der
Schweiz erheblich nachteilig ist.
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Katharina Kull (FDP, Zollikon), Préasidentin der STGK: Der Minder-
heitsantrag Heinz Kyburz zu Absatz 3 stutzt sich auf Artikel 48 des
eidgendssischen Burgerrechtsgesetzes und will eine Meldepflicht der
Direktion an das zustéandige Bundesamt zum Entzug der Blirgerrechte.

Wenn der Bund vorschreibt, dass Kantone Personen melden mdssen,
die dem Ansehen der Schweiz schaden, lauft dieser Antrag ins Leere,
denn sie missen auch ohne diese Erganzung im kantonalen Burger-
rechtsgesetz gemeldet werden. Im Weiteren kann der Kanton hochs-
tens informieren und anregen, aber dem Bund nicht Antrag stellen.
Der Bund entscheidet in jedem Fall, wie er mit einer solchen Informa-
tion umgehen mochte. In diesem Sinn l6st diese Ergédnzung nichts Zu-
sétzliches aus, was nicht ohnehin schon Tatsache ist.

Heinz Kyburz (EDU, Méannedorf): Gemaéss Artikel 48 des eidgendssi-
schen Birgerrechtsgesetzes kann das Bundesamt mit Zustimmung der
Behorde des Heimatkantons einem Doppelbiirger das Schweizer Kan-
tons- und Gemeindeburgerrecht entziehen, wenn sein Verhalten den
Interessen oder dem Ansehen der Schweiz erheblich nachteilig ist. Da
die Kompetenz fur diesen Entscheid nur beim Bund liegt und damit
auch kantonale Bestimmungen wie die Einblrgerung auf Probe nicht
maoglich sind, soll der Kanton bei entsprechenden Fallen mindestens
verbindlich zur Antragstellung an den Bund verpflichtet werden. Man
kann einer vorgesetzten BehOrde immer einen Antrag stellen, nicht
nur eine Mitteilung machen. Ich bin da nicht gleicher Meinung wie die
Kommissionsprasidentin. Zu denken ist hier an Schwerverbrecher wie
Drogenhéndler, Sexualverbrecher, aber auch Wirtschaftskriminelle,
welche die Schweiz in grossem Ausmass ausgebeutet haben. Leider
gilt diese Bestimmung nur fiir Doppelbiirger. Das ist aber immer noch
besser als gar nichts. Bei aller Diskussion um eine allfallige Verschar-
fung der Burgerrechtsgesetzgebung sollten wir auch beachten, welche
zweckdienlichen Bestimmungen bereits bestehen und wie sie kiinftig
genutzt werden kdnnten. Wenn lhnen der Schutz unserer Bevolkerung
vor Schwerverbrechern wichtig ist, so unterstiitzen Sie auch diesen
Minderheitsantrag. Wir vergeben uns damit gar nichts. Vielmehr wer-
den Kanton und Bund noch starker zur Zusammenarbeit verpflichtet
und der Kanton angehalten, eingeblrgerte Schwerverbrecher dem
Bund zu melden und die Ausbiirgerung zu beantragen, damit nach
dem Strafvollzug ein Landesverweis mdglich ist, der sonst nicht még-
lich wére,
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Robert Brunner (Griine, Steinmaur): Mein Reisepass ist nicht rot.
Mein Reisepass ist blau. Ich bin Doppelbiirger und das als Resultat
einer binationalen Ehe eines Schweizers und einer Neuseel&nderin.
Das neuseeléndische Birgerrecht habe ich erst in den Achtzigerjahren
erhalten wegen eines neuen Gesetzes, welches auch Nachkommen
neuseelandischer Frauen im Ausland den gesetzlichen Anspruch auf
das Burgerrecht gab. Es ist also doppelt verdachtig, dass man sich als
Schweizer ein zweites Burgerrecht aneignet. Wie schon beim Frauen-
stimmrecht ist hier Neuseeland der Schweiz um mindestens ein halbes
Jahrhundert voraus. In beiden Féllen war das Burgerrecht an keine
Bedingung geknupft ausser jener, dass meine Eltern Schweizer und
Neuseeldnderin waren. Sie wollen nun, dass auch im Kanton Zirich
mein Schweizer Birgerrecht und das von sechs anderen Mitgliedern
meiner Fraktion an eine Bedingung gekniipft ist, namlich dass ich das
Ansehen der Schweiz oder die Interessen der Schweiz nicht erheblich
beschadige. Ich mache mir dartber keine grossen Sorgen. Ich und
meine Kolleginnen haben auch einen Amtseid dazu geleistet.

Mein Vorteil liegt aber auch darin, dass fir mich die Emigration oh-
nehin zum Thema wird, sollten Leute solche Gesinnungsparagrafen —
ich lese das als Gesinnungsparagraf, Heinz Kyburz — in der Schweiz
anwenden. Sie hantieren mit dem Begriff «Ansehen der Schweiz». Da
stellt sich schon die Frage, wer in der Vergangenheit das Ansehen in
der Schweiz und die Interessen der Schweiz beschédigt hat. Da wirde
ich mich in allererster Linie als Schweizer Bankier ein bisschen Sor-
gen machen, hatte ich zwei Blrgerrechte. Wenn ich daran denke, wie
mit der Geldwadscherei, mit der Steuerhinterziehung, wie man mit
nachrichtenlosen Vermdgen umgegangen ist, wie im Ausland das An-
sehen der Schweiz gelitten hat. Das ist aber ein Gesinnungsparagraf,
den man vor allem in L&ndern findet, wo es gilt, ethnische oder religi-
6se Minderheiten zu unterdriicken. Da verwundert es mich, dass Sie
als Freikirchler, der sich sonst immer fir religidse Rechte einsetzt, so
einen Paragrafen im kantonalen Recht einfiihren wollen.

Ich werde meinen Pass wieder verlangern. Er ist schon seit 14 Jahren
abgelaufen. Er gibt mir aber die Freiheit zu gehen, wann ich es will.

Rolf Robert Zimmermann (SVP, Zumikon): Die SVP unterstutzt den
zusatzlichen Absatz 3 in Paragraf 17 zur Entlassung aus dem Biirger-
recht so, wie ihn Heinz Kyburz begriindet hat, da dieser neue Absatz 3
den bestehenden Absatz 1 dahingehend verstérkt, dass er infolge zu-
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kinftig moglicher Interventionen des Kantons beim zustandigen Bun-
desamt zu bewusst mehr Burgerrechtsentztigen fuihren wird.

Wir bitten Sie, den Minderheitsantrag zu unterstitzen.

Martin Farner (FDP, Oberstammheim): Die FDP lehnt auch diesen
Minderheitsantrag ab.

Er will, dass die Direktion beantragt, beim zustandigen Bundesamt
einem Doppelbirger das Schweizer Kantons- und Gemeindeburger-
recht zu entziehen, wenn sein Verhalten den Interessen oder dem An-
sehen der Schweiz erheblich nachteilig ist. Was verbirgt sich dahinter?
Ist zum Beispiel ein notorischer Raser dem Ansehen der Schweiz
nachteilig? Ist ein Steuerhinterzieher nachteilig? Man mdsste definie-
ren, in welchen Féallen die Direktion das vornehmen soll. Tatsachlich
existiert im Bundesrecht eine solche Mdglichkeit. Sie ist aber auf die
Zeit des kalten Kriegs zurtickzufiihren und hat Spionage, Landesverrat
oder die Gefédhrdung der gesamtschweizerischen Interessen zum Ge-
genstand. Auf kantonaler Ebene braucht es eine solche Regelung
nicht.

Ruedi Lais (SP, Wallisellen): Im Gegensatz zu dem beneidenswerten
neuseeléndischen Ratskollegen bin ich quasi in der Schweiz einge-
sperrt. Trotz meines auslandischen Namens habe ich halt nur das
Schweizer Birgerrecht. Sie missen also weiterhin mit mir rechnen.

Heinz Kyburz mdchte die Direktion zu einer Antragsstellung ver-
pflichten. Ich attestiere Heinz Kyburz, dass er im Gegensatz zu Hans
Heinrich Raths das Bundesgesetz auf seinem Computer aufgeschlagen
hat. Der Beweis dafir ist der Antrag. Er hat ndmlich Artikel 48 des
Bundesgesetzes ber den Entzug des Burgerrechts in unsere kantonale
Vorlage schlicht und einfach kopiert. Da dem Kanton aber die Ent-
scheidkompetenz fehlt, jemanden aus dem Birgerrecht zu entlassen,
hat er aus dem Entzug einen Antrag auf Entzug gemacht. Im Ubrigen
ist der Text buchstabengetreu gleich. Wir finden, wenn der seltene
Fall eintritt, dass der Kanton findet, man misse einem Doppelbiirger
das Burgerrecht entziehen, so wird er diese Meinung sicher den Bun-
desbehdrden mitteilen konnen, sodass sie den Entzug nach Artikel 48
des eidgendssischen Burgerrechtsgesetzes in die Wege leiten kdnnen.
Dieser Artikel 48 verlangt ohnehin die Zustimmung des Heimatkan-
tons. Hingegen raumt er diesem kein Recht ein, selbststandig ein Bun-
desverfahren anzustossen. Es handelt sich mit anderen Worten um ei-
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nen reinen administrativen Schndrkel, den wir uns sparen kénnen. Im
Gesetz ist er Uberfllssig. Wir lehnen ihn ab.

Heinz Kyburz (EDU, Mannedorf), spricht zum zweiten Mal: Es bedarf
zweier Reaktionen. Die eine an Robert Brunner: Er macht in unserem
Rat eine gute Arbeit. Das mdchte ich schon sagen. Er ist sicher auch
kein Schwerverbrecher, auf den diese Bestimmung zutreffen wiirde.
Von daher muss er sich keine Sorgen machen, wenn dieser Paragraf
aufgenommen wirde. Es ist so, dass der Paragraf nicht von mir ist,
sondern er ist im Bundesrecht bereits enthalten und besteht seit Jahr-
zehnten. Wenn Sie da von Gesinnungspolitik sprechen, dann mdissten
Sie sagen, dass der Bund das seit Jahren bereits so im Bundesrecht
enthalten hat. Es ist nicht von mir.

Wichtig ist aber — das ist die Entgegnung an Ruedi Lais —, damit die-
ser Paragraf Uberhaupt funktioniert und greift, braucht es eine Zu-
sammenarbeit zwischen Kanton und Bund. Daher ist es schon eine
Neuerung. Wir haben die Vollzugsmoglichkeit. Wir kdnnen Meldung
an den Bund machen. Dann kann der Bund diesen Artikel anwenden.
Diesen gibt es. Er ware gut. Ich glaube, er ist bis jetzt leider noch nie
angewendet worden. Vielleicht, wenn wir ihn ins Gesetz aufnehmen
wirden, kdnnten wir dem Bund da ein bisschen Dampf machen, dass
er das einmal prift.

Abstimmung

Der Minderheitsantrag Heinz Kyburz wird dem Antrag der
Kommission gegenibergestellt. Der Kantonsrat lehnt den Min-
derheitsantrag Heinz Kyburz mit 100 : 53 Stimmen bei 0 Enthal-
tungen ab.

88 18 und 19
Keine Bemerkungen; genehmigt.

E. Gemeinsame Bestimmungen

8§ 20, Bearbeitung von Personendaten
Keine Bemerkungen; genehmigt.
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§ 21, Bekanntgabe von Personendaten

Abs. 1 und 2
Keine Bemerkungen; genehmigt.

Abs. 3

Minderheitsantrag zu Abs. 3 won Hans Heinrich Raths, Regula
Kuhn in Vertretung von Ernst Meyer, Ursula Moor-Schwarz und
Rolf Zimmermann.

3 Den fiir Einbiirgerungen zustandigen Stimmberechtigten und Mit-
gliedern des Grossen Gemeinderates sind die Personendaten von ge-
suchstellenden Personen bekannt zu geben, soweit sie flr die Feststel-
lung der Identitdt und die Beurteilung der Einburgerungsvorausset-
zungen erforderlich sind. Der Regierungsrat regelt das Nahere in der
Verordnung. Die Verordnung bedarf der Genehmigung durch den
Kantonsrat.

Katharina Kull (FDP, Zollikon), Prasidentin der STGK: Dieser Min-
derheitsantrag will die Bekanntgabe von Personendaten zur Beurtei-
lung der Einblrgerungsvoraussetzungen in der Verordnung regeln und
diese anschliessend durch den Kantonsrat genehmigen lassen.

Ernst Meyer (SVP, Andelfingen): Bei Paragraf 21 regeln wir die Bear-
beitung der Personendaten. Am Schluss dieses Paragrafen heisst es
lapidar, dass der Regierungsrat das Néhere in einer Verordnung regelt.
Wir sind dezidiert der Ansicht, dass dieses Geschaft zu wichtig ist, um
diese Kompetenz dem Regierungsrat zu Ubertragen. Wir bevorzugen
eine Unterstellung der ganzen Verordnung, wie sie schliesslich von
der Kommission beschlossen wurde. Wenn der Kantonsrat die Ge-
nehmigung der ganzen Verordnung beschliessen wird, wird dieser An-
trag hinféllig. Wir sind der Ansicht, dass gerade diese Verordnung
durch den Kantonsrat zu genehmigen ist. Wir machen das Gesetz und
wollen bis zum Schluss wissen, was auf uns zukommt. Das ist aber
nur moglich mit der Genehmigung dieser Verordnung
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durch den Rat. Ansonsten trifft wieder einmal ein, dass sich alle am
Schluss die Augen reiben und nicht wissen, wieso und warum dies
oder das passiert ist.

Bitte unterstlitzen Sie unseren Minderheitsantrag und unterstellen Sie
auch die Verordnung der Genehmigung des Kantonsrates.

Abstimmung

Der Minderheitsantrag Hans Heinrich Raths wird dem Antrag
der Kommission gegenubergestellt. Der Kantonsrat lehnt den
Minderheitsantrag Hans Heinrich Raths mit 100 : 49 Stimmen bei
0 Enthaltungen ab.

§§ 22 und 23
Keine Bemerkungen; genehmigt.

§ 24, Verordnung

Minderheitsantrag von Benedikt Gschwind, Urs Hans, Max Hom-
berger, Heinz Jauch, Ruedi Lais und Rolf Steiner in Vertretung von
Jorge Serra

§ 24 wird gestrichen.

Katharina Kull (FDP, Zollikon), Prasidentin der STGK: Eine Kom-
missionsmehrheit beantragt, die Genehmigung der Verordnung zur
Birgerrechtsvorlage durch den Kantonsrat. Die Frage, ob und in wel-
chem Fall eine Verordnung ganz oder teilweise der Genehmigung
durch den Kantonsrat zu unterstellen ist, beschaftigt uns immer wie-
der. Angesichts der politischen Bedeutung der Einblrgerungsvoraus-
setzungen und speziell, was die Sprachkenntnisse und die Integration
angeht, erachten wir es als notwendig, dass der Kantonsrat die ent-
sprechenden Verordnungsbestimmungen auch genehmigt.

Der Minderheitsantrag Benedikt Gschwind will die Verordnung in der
Kompetenz des Regierungsrates belassen.
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Benedikt Gschwind (SP, Zirich): Ich kann es diesmal sehr kurz ma-
chen. Wir haben dieses Thema schon in der Eintretensdebatte ange-
tont. Die SP-Fraktion ist der Meinung, dass die Kompetenzzuordnung,
wie sie die Kantonsverfassung vorsieht, eingehalten werden soll. Das
heisst Verfassungsanderungen gehoren vor das Volk. Fir Gesetzesén-
derungen ist der Kantonsrat zustandig und fir Verordnungsénderun-
gen der Regierungsrat. Da ist es immer schwierig zu sagen, das ist
jetzt ein sehr wichtiges oder ein weniger wichtiges Gesetz, bei dem
wir abweichen wollen. Wenn dem Parlament ein Punkt sehr wichtig
ist, dann soll es diesen Punkt im Gesetz regeln. Deshalb sind wir der
Meinung, dass fir die Verordnung der Regierungsrat abschliessend
zustandig sein soll.

Ich bitte Sie, unserem Antrag zuzustimmen.

Martin Farner (FDP, Oberstammheim): Im vorliegenden Burger-
rechtsgesetz sind wichtige Eckwerte definiert worden. Ebenso wichti-
ge Eckwerte werden in der zugehorigen Verordnung festgelegt. Spe-
ziell auch fur die Umsetzung und fur die Gemeinden ist die Verord-
nung von grosster Bedeutung. Die FDP will deshalb den Inhalt der
Verordnung als Ganzes zur Kenntnis nehmen kénnen und der Geneh-
migung durch den Kantonsrat unterstellen. Wir wollen die Sicherheit
haben, dass die Verordnung sich auch nur innerhalb der Spannweite
des Gesetzes bewegt. Ubrigens auch schon andere Verordnungen
wurden vom Kantonsrat abgesegnet.

Den Minderheitsantrag, den Paragrafen, den die STGK eingebracht
hat, wieder zu streichen, kann die FDP deshalb nicht unterstttzen.

Ernst Meyer (SVP, Andelfingen): Ich schliesse mich den Ausfiihrun-
gen von Martin Farner an und beantrage Ihnen ebenfalls, den Minder-
heitsantrag von Benedikt Gschwind abzulehnen.

Heinz Jauch (EVP, Dubendorf): Fur mich ist hier wieder eine Vermi-
schung von Exekutiv- und Legislativaufgaben nachzuvollziehen. Es
musste vielleicht wirklich einmal rechtlich geklart werden, ob die Le-
gislative die Mdglichkeit hat, eine regierungsratliche Verordnung der
Genehmigungspflicht durch den Kantonsrat zu unterstellen. Ich habe
dazu meine Bedenken. Wir neigen generell dazu, die Gewaltentren-
nung mindestens hin und wieder anzuknacken.
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Die EVP-Fraktion wird deshalb den Kommissionsantrag ablehnen und
damit dem Minderheitsantrag zustimmen.

Regierungsrat Markus Notter: Das ist eine sehr grundsétzliche Frage.
Ich bitte Sie, hier noch einmal zu tberlegen, was Sie tun.

Wir sind der Meinung, dass diese Bestimmung, die Sie beschliessen
wollen, verfassungswidrig ist. Ich versuche, Ihnen das zu begriinden.
Die Frage, ob eine allgemeine Genehmigungspflicht mit der Kantons-
verfassung vereinbar ist, ist nicht einfach zu beantworten. Es gilt dabei
insbesondere zu unterscheiden, ob es sich um eine gesetzesvertretende
oder um eine Vollzugsverordnung handelt. Gesetzesvertretende Ver-
ordnungen beruhen auf einer Erméchtigung durch ein Gesetz. Sie ent-
halten Regelungen, die sich unmittelbar aus dem Gesetz ergeben. Der
Gesetzgeber ermdchtigt den Verordnungsgeber, das Gesetz durch ei-
gene Regelungen zu erganzen. Dabei dirfen neue Rechte und Pflich-
ten der Biirger begriindet werden. Es gibt eine ausfihrliche bundesge-
richtliche Praxis zur Zulassigkeit von solchen Gesetzesdelegationen.

Anders verhalt es sich mit den Vollzugsverordnungen. Vollzugsver-
ordnungen dirfen demgegenuber keine materiellen Bestimmungen
enthalten, die nicht schon im Gesetz vorgegeben sind. Sie enthalten
lediglich ndhere Ausfiihrungen dartiber, was bereits durch das Gesetz
grundsétzlich bestimmt ist. Vollzugsverordnungen konkretisieren oder
verdeutlichen gesetzliche Bestimmungen.

Nun ist der Vollzug von Gesetzen eine Stammfunktion des Regie-
rungsrates. Das sagt Artikel 60 Absatz 1 der Kantonsverfassung. Zum
Vollzug gehért auch die Verordnungsgebung. Die Kantonsverfassung
ermachtigt den Regierungsrat unmittelbar zum Erlass von Vollzugs-
verordnungen in Artikel 67 Absatz 2. Diese selbststdndige Verord-
nungskompetenz bedarf keiner weiteren gesetzlichen Ermdchtigung.
Es handelt sich beim Erlass von Vollzugsverordnungen um eine der
Exekutive vorbehaltene Funktion, die das Parlament zu respektieren
hat. Wenn Vollzugsbestimmungen der praventiven Kontrolle durch
das Parlament unterstellt wirden, l4ge darin eine unzulassige Einmi-
schung in den Kompetenzbereich des Regierungsrates. Es kommt da-
bei auch zu einer Kompetenz- und Machtvermischung und zu einem
Verantwortungsgemisch in diesem Bereich.

Die geplante Verordnung zum Burgerrechtsgesetz wird zur Hauptsa-
che Bestimmungen enthalten, die Vollzugscharakter haben, insbeson-
dere das Einburgerungsverfahren konkretisieren. Die Kompetenz zum
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Erlass derartiger Vollzugsbestimmungen liegt nach dem unmissver-
standlichen Wortlaut von Artikel 67 Absatz 2 der Kantonsverfassung
abschliessend beim Regierungsrat. Paragraf 24 der Kommissionsvor-
lage verstosst gegen die in der Verfassung vorgenommene Zuteilung
der Rechtssetzungskompetenzen, soweit damit Vollzugsbestimmun-
gen der Burgerrechtsverordnung der Genehmigung durch den Kan-
tonsrat unterstellt werden. Anders verhalt es sich dort, wo gesetzesver-
tretende Vollzugsbestimmungen — wo eine Kompetenzdelegation vor-
genommen wird — der Genehmigung vorbehalten bleiben. Sie haben
in Paragraf 5 Absatz 2 eine solche Regelung getroffen. Das ist recht-
lich zuldssig. Es ist nicht wirklich der Sinn.

Ein Weiteres kommt dazu und erschwert die ganze Situation: Neu sind
aufgrund der Kantonsverfassung Verordnungen anfechtbar beim Ver-
waltungsgericht. Jede Verordnung, die der Regierungsrat erlésst, wird
heute im Amtsblatt publiziert mit einer Rechtsmittelbelehrung. Man
kann die Verordnung mit Beschwerde beim Verwaltungsgericht direkt
anfechten. Es ist nicht geklart und gesetzlich auch nicht geregelt, weil
es nicht vorgesehen ist, ob auch der Genehmigungsbeschluss des Kan-
tonsrates der Anfechtung an das Verwaltungsgericht unterliegt, was
eine interessante Komponente ware, dass kiinftig das Verwaltungsge-
richt gewisse legislatorische Entscheide des Kantonsrates auf ihre Ge-
setzmassigkeit hin Uberprifen wirde. Funf Verwaltungsrichter wiir-
den entscheiden, ob Sie die Verordnung richtig genehmigt haben. Es
ist aber unklar, ob diese Genehmigung tberhaupt anfechtbar ist. Es ist
auch unklar, ob der Regierungsrat seine Verordnung erlassen, mit der
Rechtsmittelbelehrung publizieren und dann warten muss, ob diese
rechtskréaftig geworden ist und dann erst die Genehmigung einholt
oder ob das Genehmigungsverfahren dem Rechtsmittelverfahren vor-
geht. Alle diese Fragen sind ungeklart. Sie sind auch in der Kommis-
sion nicht wirklich diskutiert worden. Es ist so, dass leider die Ge-
schéaftsleitung des Kantonsrates der Anregung des Regierungsrates,
diesbeziiglich gutachterlich zu kl&ren, was wohl richtig sei, nicht
nachgekommen ist.

Ich bitte Sie also sehr, hier nichts Gbers Knie zu brechen und etwas zu
legiferieren, was aller VVoraussicht nach zu grossen Schwierigkeiten
fahren wird auch im Verhaltnis nicht nur zwischen Regierungsrat und
Kantonsrat — das wiirden Sie wahrscheinlich noch verkraften —, son-
dern auch im Verhaltnis zwischen Kantonsrat und Verwaltungsge-
richt. Sie machen also hier ein Kuddelmuddel unter den Staatsgewal-
ten, was so wirklich nicht vorgesehen ist. Wenn Sie das dann spater
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noch einem Einblrgerungskandidaten oder einer -kandidatin erklaren
missten, dann wirden die die Haare raufen und sich fragen, ob sie in
einem solchen Kanton berhaupt eingebtirgert werden wollen oder in
den Kanton Zug oder in den Kanton Schwyz wechseln. Wir haben
heute friih am Morgen schon gehort, wer dorthin zieht.

Ich bitte Sie wirklich ernsthaft, hier einen kurzen Moment innezuhal-
ten und zumindest die Frage fir die zweite Lesung noch einmal zu
prifen und hier in einem ersten Umgang den Paragraf 24 nicht hinein-
zuschreiben und sich vielleicht fur die zweite Lesung vorzubehalten,
dass Sie es wieder einbringen wollen, wenn Sie diese Frage noch ein-
mal geprift haben.

Ich bitte Sie also, hier dem Regierungsrat zu folgen. Es ist eine grund-
satzliche Frage, keine politische Geschichte, sondern eine sehr grund-
satzliche staatsrechtliche Problematik. Bitte folgen Sie dem Antrag
des Regierungsrates.

Abstimmung

Der Minderheitsantrag Benedikt Gschwind wird dem Antrag der
Kommission gegentbergestellt. Der Kantonsrat lehnt den Min-
derheitsantrag Benedikt Gschwind mit 82 :63 Stimmen bei
1 Enthaltung ab.

F. Ubergangs- und Schlussbestimmungen

§§ 25 und 26
Keine Bemerkungen; genehmigt.

Vizeprasident Jirg Trachsel: Damit ist die Vorlage materiell durchbe-
raten. Sie geht nun an die Redaktionskommission. Die Redaktionsle-
sung findet in etwa vier Wochen statt. Dann befinden wir auch Gber I1.
der Vorlage.

Das Geschéft ist erledigt.
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Verschiedenes
Rucktritt von Lars Gubler, Uitikon, aus dem Kantonsrat

Vizeprasident Jirg Trachsel: Sie haben am 27. September 2010 dem
Ricktrittsgesuch von Lars Gubler, Uitikon, stattgegeben.

Heute nun ist der Tag des Rucktritts gekommen.

Ratssekretar Bruno Walliser verliest das Rucktrittsschreiben: «Vor
rund dreieinhalb Jahren wurde ich fur die Grine Partei des Bezirks
Dietikon in den Zircher Kantonsrat gewahlt. Es scheint mir, als ware
es gestern gewesen, dass ich vom Bock aus die ersten Worte dieser
Legislatur an Sie richten durfte.

Nun teile ich Thnen meinen vorzeitigen Rucktritt aus dem Kantonsrat
auf den Zeitpunkt der Regelung meiner Nachfolge mit. Die zeitliche
Unvereinbarkeit mit meiner neuen Ausbildungssituation fihrt zu die-
sem Schritt. Ich studiere seit diesem Semester Journalismus und Or-
ganisationskommunikation an der Ztrcher Hochschule fur angewand-
te Wissenschaften in Winterthur.

Ich durfte hier im Rathaus mit verschiedensten Menschen und The-
men in Berihrung kommen, wertvolle Erfahrungen sammeln und den
Kanton Zirich von vielen interessanten Seiten kennenlernen. Ich dan-
ke lhnen allen fir die gemeinsame Zeit im Zircher Kantonsrat und
winsche lhnen eine ruhige Hand, das notige Augenmass und viel
Sachverstand bei Ihrem zukunftigen Politisieren.»

Vizeprasident Jirg Trachsel: Lars Gubler hat bei den Gesamterneue-
rungswahlen von 2007 den Einzug in den Kantonsrat geschafft im Al-
ter von 21 Jahren als bisher jliingstes Mitglied in der Geschichte unse-
res Parlaments. Damit ist dem Uitikoner die schdne Ehre zuteil ge-
worden, die konstituierende Sitzung der laufenden Legislaturperiode
gemeinsam mit dem damaligen Ratsdoyen Hans Meier zu erdffnen.

Lars Gubler hat den Eintrag in den kantonsratlichen Geschichtsbii-
chern nicht einzig wegen seines jungen Alters auf sicher. Er bescherte
den Grinen des Wahlkreises Dietikon zugleich das erste offizielle
Mandat in diesem Haus.

Lars Gubler's politisches Augenmerk galt vor allem der nachhaltigen
Weiterentwicklung des offentlichen Verkehrs, beispielsweise durch
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den Einsatz von Hybridbussen durch den Zircher Verkehrsverbund.
Gestéhlt durch eine eigene Velotour von Zurich nach Amsterdam
machte sich Lars Gubler auch fiir den Veloverkehr stark. Einen zent-
ralen Pfeiler sieht er beispielsweise in der Einrichtung eines kantona-
len Verleihsystems fir Fahrrader. Ebenso sehr hat sich der Jungautor
den Anliegen gesellschaftlicher Minderheiten angenommen. Seine
besondere Sensibilitat fir die Bedurfnisse der Jugend und der jungen
Erwachsenen stellte er regelméssig bei Klassenbesuchen im Rathaus
unter Beweis. Mit offensichtlicher Freude und Geduld hat Lars Gubler
so manchem Mitglied seiner Generation den Ratsbetrieb né&her ge-
bracht.

Ich danke Lars Gubler im Namen des Kantonsrates herzlich flr seinen
wertvollen Einsatz zu Gunsten des Standes Zurich. Fir seinen weite-
ren Lebensweg wiinsche ich ihm nur das Beste, fiir sein eben erst be-
gonnenes Studium in Journalismus und Organisationskommunikation
viel Erfolg. (Applaus.)

Neu eingereichte parlamentarische Vorstosse

— FoOrderung und Unterstitzung der frihen Sprachférderung in
Kinderkrippen, Tagesfamilien und Spielgruppen
Motion Karin Maeder (SP, Rti)

— Periodische Publikationspflicht aller Informationen tber exter-
ne Auftrage
Motion Barbara Steinemann (SVP, Regensdorf)

— Schutz alterer Baume durch Anderung des Planungs- und Bau-
gesetzes
Motion Eva Gutmann (GLP, Ziirich)

— Lehrlingsausbildung als obligatorisches Zuschlagskriterium bei
kantonalen Submissionen
Motion Josef Wiederkehr (CVP, Dietikon)

— Anderung POG (LS 551.1) verkehrspolizeiliche Aufgaben
Motion Heinrich Frei (SVP, Winkel)

— Zustellung der Lohnabrechnung flir kantonale Angestellte per
E-Mail im Intranet
Postulat Armin Steinemann (SVP, Adliswil)

— Verknipfung der Stadtbahn Limmattal mit dem Stadtzlrcher
Tramnetz
Postulat Christoph Holenstein (CVP, Zirich)
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— Bezug von Uranbrennmaterial durch die Axpo aus der russi-
schen kerntechnischen Anlage in Majak und der Verantwor-
tung des Kantons Zurich als Aktionar der Axpo Holding
Interpellation Michele Battig (GLP, Zirich)

— Transparenz bei den Krankenversicherern
Anfrage Kaspar Biitikofer (AL, Zurich)

— Evaluation dezentraler Polizei- und Justizstandorte
Anfrage Hans Egli (EDU, Steinmaur)

— Schuldzinsenpolitik der ZKB
Anfrage Peter Schulthess (SP, Stéfa)

— Arztliche Kunstfehler in Folge von Medikamenten- und Alko-
holkonsum
Anfrage Lisette Miller (EVP, Knonau)

— Christentum im Abseits?
Anfrage Peter Reinhard (EVP, Kloten)

Schluss der Sitzung: 17.30 Uhr

Zurich, den 25. Oktober 2010 Die Protokollfihrerin:
Barbara Schellenberg

Von der Protokollprifungskommission der Geschaftsleitung genehmigt am 15.
November 2010.



	1. Mitteilungen
	4. Kantonales Bürgerrechtsgesetz (KBüG)
	Verschiedenes

